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AbgeordneterFriederichs: Die Herren von der II. Fachcommissioubitte ich, morgen
früh um l/210 Uhr zusammenzutreten. Die Tagesordnung wird Ihnen noch zugehen; sie ist
übrigens schon mündlich und schriftlich vorher mit den betreffendenReferenten vereinbart,

Vorsitzender Becker: Nun wünscht Niemand mehr das Wort. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß gegen 2«/. Uhr.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag, den 9. März 1897.

Beginn 12 Uhr 20 Minuten.

Tagesordnung.
1, Eingänge.
2, AllgemeineBerathung des Berichts und Antrags des Prouinzialausschussesüber den Entwurf

einer neuen Verordnung, betreffend die Ausführung des Fifchereigefetzes in der Rheinprovinz
nebst dein zugehörigen Antrage des Abgeordneten Neutzel.

3, AllgemeineBerathung
u) des Berichts und der Anträge des Prouinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die

Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz;
b) der Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg, Merzig

und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899;
o) des Etats für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom II. Juli 1891 für

die Etatsjahre vom I. April 189? bis 31. März 1899.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen.
Schriftführer für den heutigen Tag sind die Herren Landräthe Freiherr von Coels

und Vrüning.
Meine Herren! Seitens des Fürsten zu Wied ist mir nachstehendesTelegramm zu«

gegangen:
„Ersuche dem Provinziallandtage meinen aufrichtigsten und tiefgefühlten Dank für
erfreuenden vertrauensvollen Gruß auszusprechen.Kann leider unmöglich nach Dussel'
dorf kommen, da ich nach schwerer Erkältung uur^noch diese Woche hier Kräfte
sammeln kann für neue Anstrengungen in Berlin. Fürst Wied."
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Dann, meine Herren, ist mir nachstehendesSchreiben Sr. Excellenz des Herrn Ober-
Präsidenten zugegangen:

„Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich ergebenst mitzutheilen,daß ich den Negierungs-
assessor Dr, Lembke gemäß § 2? der Provinzialordnung für die Verhandlungen des
Prouinziallandtags über den Entwurf einer neuen Verordnung,betreffend die Ausführung
des Fischercigesetzes in der Nheinprovinz, zu meinem Commissar ernannt habe".

Zur Berathung des Berichtes und Antrages des Provinzialausschusscs über Errichtung
einer allgemeinen Nindviehversicherungin der Provinz soll nach dein gestrigen Beschluß eine
besondereCommissionvon 20 Mitgliedern gebildet werden. Die Abtheilungen ersuche ich deshalb,
unmittelbar nach dem Schlüsse der heutigen Plenarsitzung zur Vollziehung der Wahl für diefe
Commission sich in den betreffenden Abtheilungszimmerneinfinden zu wollen. Jede Abtheilungwählt
4 Mitglieder. Dann bitte ich diejenigen Herren, welche durch die Abtheilungen zu Mitgliedern
dieser neuen Commission gewählt werden, sich sofort nach ihrer Wahl auf Zimmer XXII zu¬
sammenfinden zu wollen, behufs Constituirung der Commission,damit die letztere alsbald ihre
Berathungen beginnen kann.

Sollten Sie, meine Herren, bei der heutigen Berathung über die Irrenpflege dem An¬
lage Zweigert gemäß auch diefe Vorlage einer besonderenCommissionüberweisen, dann bitte ich,
baß die Abtheilungen auch zur Wahl dieser Commissionsofort nach der Plenarsitzung übergehen,
und daß auch diese Commissionsich constitnirt unmittelbar nach der Wahl und zwar dann auf
Zimmer XX.

An Eingängen sind ferner noch mitzulhcileu ein Schreiben Sr. Excellenz des Herrn
Ober-Präsidenten, nach welchem der Abgeordnete Meinhard Preuß in Oberwesel anzeigt, daß er
einstweilenverhindert sei, an den Sitzungen des Provinziallandtages theilzunehmen.

Ferner ein Schreiben des Vorstandsmitgliedes des Rheinischen Baueriwcreins, Josef
Schönfeld in Stockum bei Kaiferswerth, in welchem derselbe eine seitens einer Verbandsversamm-
lung des Bauernucreins gegen die geplante obligatorische Viehverficherunggefaßte Resolution mit¬
theilt. Dieser Eingang wird wol zweckmäßigerweise mit dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, welcher als Drncksachc Nr. 23 vorliegt, zu verbinden und der heute zu wählenden
Spezialcommissionzur Vorbcrathuug zu überweiseusein. Das findet im Hause keine Bedenken;
dann werde ich danach verfahren.

Das, meine Herren, sind die Mittheilungen, die ich Ihnen vor Eintritt in die Tages¬
ordnung zu machen hätte uud wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.

Erster Gegenstand ist:
„Allgemeine Berathung des Berichts und Antrags des Provinzialaus-
schusses über den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffend die Aus¬
führung des Fifchereigefetzes in der Rheinprovinz, nebst dem zugehörigen
Antrage des Abgeordneten Neußcl".

Berichterstatter ist Herr Graf Beiffel von Gymnich, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Der

^ooinzilllausschnß beehrt sich dem hohen Hause unter Nr. 28 einen Erlaß des Herrn Ober-
Präsidenten, sowie den Entwurf einer neuen Verordnung, betreffenddie Ausführung des Fischerei-
Petzes vom 30. Mai 1874 in der Rheinprovinz, zu überreichen mit der Bitte um gütige gut-
achtliche Aeußerung. Da seitens des hohen Hauses eine Generaldiskussionbeschlossenist, so hatte
"h vorläufig nichts weiter zu sagen. (Heiterkeit.)

?
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VorsitzenderBecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung. Wir würden also die Vorlage der II. Fachcommission
überweisen. Das Haus ist damit einverstanden; dann wird danach verfahren werden. Ich möchte
nur noch bitten, daß die zweite Fachcommission Morgen früh möglichst ihre Berathung beginnt,
damit der Vertreter des Herrn Ober-Präsidenten in der Lage ist, an den Verhandlungen theil zu
nehmen, ohne sich hier allzulange aufhalten zu müssen.

Dann gehen wir zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung über:
AllgemeineBerathung

n,) des Berichts und der Anträge des Provinzialausschusses, betreffend
die Fürsorge für die Geisteskranken und Epileptiker der Rheinpruvinz;

K) der Etats der Provinzial'Irrenanstalten zn Andernach, Bonn, Düren,
Grafenberg, Merzig und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April 1897
bis 31, März 1899;

o) deZ Etats für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Meine Herren! Lassen Sie uns zunächst den einen Gegenstand, also Bericht und
die Anträge des Provinzialausschusses allein berathen, dagegen die beiden anderen Gegenstände
erst später. Berichterstatter zum ersten Gegenstande ist der Herr Landesdireltur, dem ich das
Wort gebe,

Berichterstatter Landesdirettor Dr. Klein: Die Vorlage, betreffenddie weitere Fürsorge
für die Geisteskrankenund Epileptiker der Nheinprovinz, gehört unstreitig zu den wichtigsten Ae«
rathuugsgegenständen,welche deu Provinziallandtag seit längerer Zeit befaßt haben.

Wichtig ist die Vorlage wegen der großen finanziellen Tragweite, welche sie für unsere
Provinz hat; — wichtiger aber im Hinblicke auf den großen Einfluß für das Schicksal der unserer
Fürsorge anvertrauten Unglücklichen, welche ich die Unglücklichsten von allen nennen möchte.

Die heutige Vorlage ist eine Folge des Gesetzes vom 11. Juli 1891 über die erweiterte
Armenpflege. Als dies Gesetz im Entwürfe dem Landtage der Monarchie zur Berathung vorgelegt
wurde, habe ich bereits in meiner Etatsrede vom 1. Dezember 1890 auf die tief einfchueidende
Bedeutung diefes Gefetzes hingewiesen. Ich habe damals gefügt:

„Das dem Landtage der Monarchie vorgelegte Gesetz, betreffend die außerordentliche
Armenlast, wird sich überall und insbesonderehier in der Rheinprovinz schwer fühlbar
machen. Dieses Gesetz geht, mit kurze» Worten gesagt, dahin, das gescunmte Gebiet der
Charitas zu vercommunalisiren. Wenn dieser Entwurf zum Gesetz erhoben wird, s»
wird die Armenlast der Provinz, meines Erachtens, sich verdoppeln, wenn nicht ver<
dreifachen. Es wird alsdann eine große Zahl neuer Anstalten errichtet werden müssen
und es wird manches, was christliche Nächstenliebe in hiesiger Provinz geschaffen und
erhalten hat, untergehen. Ob die Gemeindenhierbei in derselben Weise entlastet werden,
wie die Provinz neu belastet wird, ist eine weitere Frage, welche sich nur an der Hand
der Erfahrung wird beantworten lassen".

Dasjenige, was ich damals gesagt habe, ist wörtlich eingetreten. Mit dem Inkrafttreten
des erwähnten Gesetzes am 1. April 1893 wurden dem Rheinischen Landarmenvcrbandeauf Grund
dieses Gesetzes 5048 Hülfsbedürftige überwiefen,welche sich in 156 verschiedenenAnstalten befanden.
Die Zahl dieser Pfleglinge ist zwischenzeitlich — vom 1. April 1893 bis 1. April 1896 — «uf
6648 gestiegen, so daß in einem Zeitraume von drei Jahren 1600 Pfleglinge oder jährlich mehr
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als 530 Personen hinzugetreten sind. Da jeder Pflegling rnnd 500 Mark Kosten verursacht, so
drückt sich das jährliche Anwachsen der Ausgaben in Zahlen auf 265 000 Mark für Provinz,
Kreis und Gemeinde aus. Diese Zahlen bieten allerdings Anlaß zum Nachdenkenuud zu der
Frage: wo soll das hinaus? Dieses rapide Anwachsen der Zahl der Hülfsbedürftigen, für welche
Unterkommenin öffentlichen Anstalten gesucht wird, deutet meines Erachtens nicht zum geringsten
Theile auf deu immer mehr überHand nehmendenZug unserer Zeit hiu, die Fürsorge für Unglück»
liche Familienglieder auf die Gesammtheit, hier die breiten Schulter» der Provinz abzuwälzen und
— nachdem dies geschehen— unerfüllbare Anforderungenzu stelle». Diesem Zuge hat das Gesetz
von 1891, so wohlwollenddie Absichtdieses Gesetzes auch gewesen sein mag, mit Vorschub geleistet.

Als dieses Gesetz ergangen war, boten sich der Provinzialverwaltung zu dessen Ausfüh.
nmg drei Wege dar:

Wir konnten: erstens die Fürsorge in derselben Weise ausüben, wie dies bisher Seitens
der Gemeinden geschehen war, indem wir die Kranken in den Anstalten, in denen die Gemeinden
dieselben untergebracht hatten, beließen und im Vertrauen auf die dem Staate obliegendeund
von ihm geübte Aufsichtüber diese Anstalteu, unsere Thätigkeit darauf beschränkten, die Krankenan
Stelle der Gemeinden in Zukunft dort einzuweisen nnd für die Zahlung der Pflegekosten zu sorgen,
«der aber zweitens in der Fürsorge weiter gehen, wie dieses Seitens der Gemeinden geschehen
war, indem wir ein gewisses System in die zahlreichvon den Stadt- und Landgemeindenbenutzten
Pflegeanstaltm brachten, die minder geeignetenausmerzten und mit den verbleibenden feste Verträge
eingingen,wodurch das Minimum desjenigen, was an Beköstigung, Bekleidung, Pflege u. s. w.
geleistet werden mußte, festgesetzt — was die Hauptsachewar — der Provinzialverwaltung weit¬
gehende Aufsichtsrechte, ueben der staatliche» Aussicht, uamentlichauch ein Mitbestimmungsrechtbei
Anstellnngder Aerzte — die wundeste Stelle der Privatanstalten — gesichert wurde, oder endlich
drittens für die vielen Tausend Hülfsbedürftigen neue Provinzialanstalten errichten.

Der Provinzialausschnß hat den: im Dezember1892 versammelt gewesenen37. Provinzial»
landtage einen ausführliche,!Bericht über die Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 erstattet
und unter Vorlage eines reichen Materials einen Beschluß des Landtages darüber erbeten, in
welcher Weise das bezogene Gesetz in unserer Provinz zur Ausführung gebracht werden sollte.
Der Landtag hat sich einstimmigfür den zweiten Weg entschieden, indem derselbe vo» der Ansicht
ausging, daß wir in der Rheinprovinzbestimmten, auf geschichtliche« Wegeu gewordenen Eumchtuugeu
Legenüberständen und daß wir das Vorhaudene nicht ohne Weiteres bei Seite schiebenund Neues
schaffen dürften, zumal da das Gesetz nur die Verpflegung in „geeigneten Anstalten" vorgeschrieben
und keineswegs auf „eigeue Anstalten der Provinz" beschränkt hatte. Bestärkt wurde der Provmzml.
laudtag i„ diesem Beschlusse noch durch die Wahrnehmung, welche bei der Unterbringung v°u land¬
armen Pfleglingen, die in nnseren Heilanstalten nicht mehr verbleibenund die anderseits auch n.cht
wie die ortsarmen Pfleglinge den Ortsarmenverbänden überwiesen werden konnten,- bereits seit
bem Iah« 1888 mit der gedachten Einrichtnng gemacht worden war. - Wir hatten nämlich wie
dies ja dem Provinziallandtage bekannt und von demselbe» einstinunig gebilligt wurde, bereits nn
Jahre 1888 mit einzelnen Genossenschaften derartige Pflegeverträge abgeschlossen und auf Grund
derselben die betreffeudeu Austalte» der fortlaufende» Anflicht des Dnektors emer Provinz.« .
Irrenanstalt, sowie der hiesigenEmtralverwaltung »»terstellt u»d diese Aafstcht mü Erfolg geübt.

Der Landtag konnte meines Erachtens damals einen anderen BeschlußNicht wohl fasse»,
"nd ich glaube auch nicht fehl zu gehen, wenn ich annehme, daß der Provinziallmidtag trotz des
Alezianer-Piozessesauch heute noch bei diesem Beschlusse verbleibenwird.
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Ich möchte in dieser Hinsicht einen Irrthum — so kann ich es geradezu nennen — des
hochverehrtenHerrn AbgeordnetenZweigert berichtigen, der gestern behauptete, die neue Vorlage
stände in diametralem Gegensatze zu der Vorlage, welche in Ausführung des Gesetzes von 1891
dem vorigen Landtage gemachtworden ist. Das, meine Herren, ist, wie ich bereits gestern gesagt
habe, nicht richtig, Ein Gegensatzist zwischen diesen beiden Vorlagen nicht vorhanden. Die erste
Vorlage, die den Landtag 1895 beschäftigte, hatte die Fürsorge der Kranken in den Priuat-Irren-
anstciltenzum Gegenstande. Es war dort ausgeführt worden, in welcher Weise die Provinz in
Zukunft die Priuat-Irrenanstlllten benutzen könne, ohne daß Gefahr vorläge, daß die Kranken
darin nicht gut behandelt würden. Von den öffentlichen Anstalten ist in dieser Vorlage kein Wort
enthalten. Zwischenzeitlichist die Nothwendigkeitfür uns eingetreten, neue Austalten zu bauen,
und befaßt sich in Folge dessen die gegenwärtige Vorlage mit den Provinzialanstalten, den
erforderlichenNeubauten und Den inneren Einrichtungen der neuen uud bestehenden Anstalten.
Daß, meine Herren, wir, nachdemwir genöthigt waren, Millionen auszugebeu,um neue Provinzial¬
anstalten zu bauen, nicht ohne Weiteres zum Neubau nach dem Muster der bestehendenAnstalten
übergegangensind, sondern daß wir vorher anfs Eingehendsteprüften, ob unsere Provinzialanstalten
auf der Höhe der Zeit stehen — wozu wir bei der vorigen Vorlage keinen Anlaß hatten, — ob die
baulichen Einrichtungen, die wir seit 25 Jahren in unserer Provinz besitzen, sich nach jeder Richtung
hin bewährt haben, ob nicht Fortschritte auf dem Gebiete der Psychiatrie anderwärts gemacht
worden sind, die wir benutzen müßten, — das Alles liegt klar; das war unsere Pflicht und
Schuldigkeit und so beschäftigt sich deshalb die neue Vorlage nur mit dem Bau und der Gin¬
richtung von neuen Provinzialanstalten und hat mit den Privatanstalten, mit denen die Vorlage
des Jahres 1895 sich beschäftigte,nichts zu schaffen, sodaß ein Gegensatz,der nach Ansicht des
Herrn Zweigert soweit gehen soll, daß die II. Fachcommissiunnicht mehr in der Lage sein solle, die
neue Vorlage prüfen zu können, nach meiner Ansicht in keiner Weise vorhanden ist. (Sehr
richtig! und Hört, hört!)

Meine Herren! Wenn der Provinziallandtag sich damals für den Neubau vou Pflege¬
anstalten ausgesprochen hätte — es kann ja sein, daß im Laufe der Zeit die Verhältnisse sich
ändern und daß er das thun wird — so kann ich Ihnen, ohne Prophet zu seiu, sagen, was ein¬
getreten wäre und eintreten würde, wenn Sie es heute so machen wollten.

1. Die aus einer größeren Zahl, etwa 25 bis 30, kleinerer Anstalten in einer großen
Pluvinzilllanstalt vereinigten Kranken würden, wie die Erfahrung iu ähnlichen Fällen
stets gezeigt hat, höchst unzufrieden geworden sein. Jeder Kranke hätte die AunehM
lichkeit und die seiner Individualität mehr zusagendeArt der kleineren Anstalt in der
Erinnerung behalten, dagegen die Schattenseiten vergessen und er würde sich, trotz der
mehr KubikmeterRaum, trotz der schöneren Gebäude, trotz reicherer, iuuerer Ein¬
richtungen :c. in der Provinzialanstalt unglücklicherund unzufriedener gefühlt haben,
wie in dem bisherige» Aufenthaltsorte,

Ebensowenigwürden
2. die Angehörigen der Kranken sich mit der Fortnahme der Kranken aus ihrer Nähe

und Ueberführung in eine entferntere größere Anstalt befreundet haben, während
3. die Gemeinden, welche bisher diese Kranken bei sich untergebracht hatten, sei es M

Gcmeindekrankenhäusern, sei es in Genossenschafts- oder sonstigen Anstalten die Fortnähme
dieser Kranken schwer empfunden haben würden, weil nach Zurückziehungder in Rede
stehenden Kranken, welche gewissermaßendie festen Gäste der kleineren Anstalten bildeten,
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letztere in vielen Fällen nicht mehr lebensfähig blieben und zum Theile eingehen
mußten, was im Interesse der Gemeinden zu beklagen war, weil die betreffenden
Anstalten vielfach auch der Krankenpflege in den Gemeinden dienten und dort so zu
sagen unentbehrlichwaren.

Endlich würden
4. die Kreise die durch eine solche Maßnahme verursachte Erhöhung der Provinzialumlagc

um mindestens 3—4 °/° schwer beklagt haben. Es würde Unzufriedenheitauf allen
Seiten entstanden und meines Emchtens ein nachhaltiger und berechtigterSturm der
Entrüstung gegen die Provinzmlverwaltung, wie wir dieses einmal bei dem Neubau
der 5 großen Irrenanstalten erlebt haben, entstanden sein, wie dies im Sommer 1895
der Fall war, weil wir umgekehrtden Weg der Neubauten nicht betreten hatten.

Sollte ich mich aber in dieser Hinsicht irren, sollten Sie, meine Herren, vielmehr der
Ansicht sein, daß die Provinz über die Vorschrift des Gesetzes von 1891 hinaus alle Hülfs-
bedürftigennur in eigenen Provinzialcmstalten unterbringen soll, so steht nichts im Wege, daß Sie
">esen Ncschlnß noch in der gcgcuwärtigcnSession fassen und der Provinzialausschuß wird Ihnen
alsdann in der nächsten Sitzung eine bezügliche Vorlage unterbreiten. Ich bitte als Grund gegen
emen solchen Beschluß nicht cmzuftthrcn, die Provinz sei bereits zu weit engagirt. Dieser Grund würde
um deswillen nicht zutreffen, weil die Verträge mit den Genossenschaften gelöst werden könnten.
"H für meine Person würde indesseneinen solchen Beschluß für recht bedenklich halten, namentlich
zu einer Zeit, wo die Psychiatrie sich — ich möchte sagen — in einer fließenden Entwickelung
befindetund wo nicht nur die Ansichten über die Anstaltsbauten selbst wechseln, sondern auch die
Frage immer mehr in den Vordergrund tritt, ob nicht für eine große Zahl von Geisteskranken
^on der Nnstaltspflcgc überhaupt abzusehen und statt dessen die Familicnpflege einzuführen sei.
I« einem solchen Momente außer der jetzt geforderten Summe uoch 15 bis 20 Millionen Mark
^r den Bau von Pflegcanstalten zu verwenden, dürfte schwerlich gerechtfertigtwerden können.
Nachdemder in, Dezember 1892 versammelt gewesene Provinziallandtag sich für den zweitenWeg
entschieden hatte, haben wir uns bemüht, eine diesem Beschlusseentsprechende Organisation zu
schaffen,eine Organisation, wodnrch die vorhandenen Mängel der Privatanstalten, insbesondere
^ Bezug auf die ärztliche Leitung beseitigt und diese Anstalten gewissermaßenin den Dienst der
Provinz gestellt wurden. Die bezüglichenVorschlägesind als „Normativvorschriftenfür die vom
Gemischen Landarmcnverbande znr Ausführung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 benutzten
-ßlwnt-Inenpflcgcanstalten" dem 39. Provinziallandtagc im Frühjahre 1895 vorgelegt und von
demselben einstimmig gebilligt worden. Wenn damals Herr Oberbürgermeister Zweigcrt allein
""en Widerspruch erhob, so cuthielt derselbe nur eine Verwahrung dahin, daß diese Art der
Misorge als die zweckmäßigsteund idealste zu erachten sei, wobei aber auch Herr Zweigert
"«erkannte, daß unter den gegebenenVerhältnissen ein anderer Weg zur Zeit nicht eingeschlagen
"«den könne. Unmittelbar nach Schluß des Provinziallnndtageö sind wir zur Ausführung der
^faßten Beschlüsse geschritten. Wir haben noch im Monat Mai den Privat-Irrenanstalten, in
Elchen sich Geisteskranke für Rechnung der Provinz befanden, die Normativbcstimmungenmitgetheilt
und sie zur Zunahme weser Bestimmungen sowie Regelung der Aerztefrageaufgefordert. Gleich-
üe>tlg haben wir mehrere jüngere Aerzte in unsere Provinzial-Irrenanstaltcn einberufen,um dieselben
d°" ausbilden zu lassen und alsdann auf Grund der Normativbcstimmungen in diejenigen
^enossenschaftsanstaltenzu entsenden, welche geeigneteAerzte nicht gefunden hatten, wie dies im

"tel IV der Normativvorschriftenvorgesehenwar.
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Hinsichtlich der Annahme der Normativvorschriftenstießen wir vor Allem auf Widerspruch
bei den Alexicmernin Aachen, Ich will in dieser Hinsicht den damaligen leitenden Arzt, Herrn
Dr. Capellmann, selbst reden lassen. Derselbe sagt in der Schrift Mariaberg, welche er nach dem
bekannten Prozeß veröffentlichthat, über die bezüglichenVerhandlungen Folgendes:

„Diejenigen Theile des Entwurfs, welche über Wohnung, Beköstigung,Lagerung und
Kleidung, Seelsorgc, Beschäftigungund Erheiterung, Anflicht, Buchführung und Liqui¬
dationswesen handeln, wurden mit sehr wenigen und gcriugfügigcuAenderungen ohne
Weiteres angenommen. Der Differcnzpunktfand sich in den Dienstvorschriftenfür die
Anstaltsärzte. Weit hinaus über die Verabredungen vom N. November 1894 waren
diese Vorschriften geeignet uud war durch diese Vorschriften offenbar bezweckt, den
Anstaltsarzt zu eiuem Organ, zu einem Beamten der Provinz zu machen. Außerdem
behielt sich der Landcsdirektor das Recht vor, erforderlichenFalles zur Unterstützung
des Anstaltsarztes vorübergehend(im ersten Entwürfe stand noch: oder dauernd) einen
Provinzialarzt in die Anstalt zu committircu. Damit wäre die Sclbstständigkeit der
Anstalt und des Anstaltsarztes gefallen. Einem alten Anstaltsarztc wäre dann
gelegentlichein junger Provinzialarzt beigeselltworden, welcher in jeder Hinsicht das
Uebeigewichtüber den alten Arzt gehabt hätte. Der Verfasserdieser Blätter unternahm
auf Ersuchen der Anstaltsleiter, einen anderen Entwurf auszuarbeiten, welcher die
Interessen der Provinz und der Krankenwahrnahm, außerdem aber der Selbstständigkeit
der Anstalt und der Anstaltsiirzte Rechnung tragen sollte".

Wir haben uns auf diese Gegenvorschlägeindessennicht eingelassenuud nicht einlassen
können, weil wir in den von dem Provinziallandtagc festgesetzten Normativbrstimmungen eine
unabänderliche Marschroute erblickten und erblicken mnßtcn, sondern ich habe den Alcxianern noch
im Monat Mai 1895, und zwar vor dem Beginne des bekannten Prozesses eröffnen lassen, daß
wir von der weiteren Benutzung der Anstalt absehen und sämmtlicheKranken fortnehmen müßten,
wenn die Alexianer sich nicht vorbehaltlos den Bedingungen fügten. In diesem Stadium der
Verhandlungen wurde der Prozeß iu Sachen Mellage vor der Strafkammer zu Aachen eröffnet.

Ich will nun hier auf diesen gewissermaßenweltbekanntenund anch gestern berührten
Alexianerprozeßnicht näher eingehe», noch will ich untersuchen,ob und inwieweit die bezüglichen
Verhandlungen ein richtiges Bild der Zustände oder ein Zerrbild derselben geliefert haben, sondern
ich will mir - - und erachte ich mich hierzu für verpflichtet — die Frage berühren, iu welchen
Beziehungen hat die Provinzialverwaltung zu den Alexiancrn und den angeblichenVorgängen m
Mariaberg gestanden.

Ich könnte in dieser Beziehung sehr kurz sein und sagen, in keinen anderen, wie die
Stadt- und Landgemeinden uud andere Provinzen, welche ihre Kranken in dieser vom Staate
conzessionirtennnd beaufsichtigtenAnstalt untergebrachthaben.

Die Hauptperson in diesem Prozesse, der englische GeistlicheForbcs, hatte mit der Pro¬
vinzialverwaltung nicht das llllennindeste zu schaffen, derselbe war weder von uns noch M
unsere Rechnung dort untergebracht, während die angeblichen Mißhandlungen von Kranken fast
ausnahmslos einer Zeit angehören, in welcher die Kranken noch nicht für Rechnung der Provinz
dort verpflegt wurden, sondern noch der Fürsorge der Gemeinden uuterlagen. Allein, die Vor¬
würfe, welche in der öffentlichenMeinung uud namentlich in der Presse in so schwerer Art geg."
die Provinzialverwaltung erhoben worden sind, nöthigen mich doch, auf die Mariabergcr Ange¬
legenheit mit einigen Worten näher einzugehen.
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Meine Herren! Die in Folge dieses Prozesses gegen die Verwaltung und mich persönlich
geschleuderten Vorwürfe stimmen sämmtlichin einem Punkte überein, nämlich darin, daß dieselben
einen durchaus falschen Vordersatzaufstellenund alsdann daraus Schlußfolgerungen ziehen, gegen
die sich allerdings nichts einwendenläßt. Das große Publikum prüfte die Vordersätze nicht und
entrüstete sich an den an und für sich richtigen Schlußfolgerungen. Auf diesem Wege entstand
eine wahre Hetze gegen die Provinzialverwaltung. Die Angriffe gegen uns richteten sich gegen
drei Punkte. Zunächst wandten dieselben sich gegen das System der Irrenpflcge der Provinz,
gegen die Benutzung der Priuatanstaltcn überhaupt. Anstatt aber zu sagen, wie die Verhältnisse
u> dieser Hinsicht in der Rhcinprouinz lagen, anstatt zu erwähnen, daß der Provinziallandtag sich
m zwei Sessionen auf das Eingehendste mit dieser Frage befaßt und sich für weitere Benutzung
bet einmal vorhandenen Privat-Irrcnanstalten nnter weitgehendenKanteten, welche durchaus ge¬
eignet waren, jeden Mißbrauch zu verhüten und solche Dinge, wie in Mariaberg sich ereignet
haben sollten, geradezu unmöglichzu machen,wurde frischweg behauptet, die Rheinische Provinzial-
uerwaltung sei die Gründerin des Systemes der Privat-Irrenpflege und deshalb moralischfür alle
Vurlommnisseauf diesem Gebiete verantwortlich. Die Provinz habe den Alexianern das Geld zu
den großen umfangreichenBauteil gegeben und dieselben dadurch zu einer Aufgabe verleitet,
welch« die unwissendenBrüder nicht gewachsen gewesen seien, die Provinz habe endlich zahlreiche
Kranke an Geuusscuschaftsanstaltcuiu Pflege gegeben, ohne sich auch nur die mindesten Aufsichts-
rechte über diese Anstalten vorzubehalten, mit einen: Worte, das System der Rheinischen Pro-
vinzilll-Irrcupflcgc habe schmählich bankerott gemacht.

Es muh in der That jetzt, wo die Wasser sich verlaufeu haben und Raum für eine sach¬
liche Diskussion geboten ist, im höchsten Maße befremden,daß folche Behauptungen in angesehenen
glättern unserer Provinz aufgestelltund in die Welt hinaus posaunt wurden, zu einer Zeit, wo
der Provinziallandtag sich wenige Wochen vorher noch auf das Eingehendste mit diesen Fragen
gefaßt und wo durch Schrift und Wort das Gegentheil von allcmdcm, was jetzt leichtsinniger
^eise und ohne irgend welche nähere Prüfung der Thatsachen behauptet wurde, dargethan war.
Jedem, welcher sich nur irgendwie mit der RheinischenIrrenpflcge befaßt hatte, mußte bekannt
!"«, daß die Privat-Irrenpflege sich iu der hiesigenProvinz längst vor Einführung der Provinzial-
"rdnung entwickelt hatte und dort im ansgedehntestcn Maßstabe bestand, daß die Provinzial¬
verwaltung keineswegsdie Gründerin dieses Systems war, sondern daß der Provinziallandtag in
b'eser Hinsicht geschichtlichgewordenenVerhältnissen folgte und folgen mußte.

Was spezielldie Alcxiancr anbelangt, so haben sich dieselbenseit Jahrhunderten mit der

Irrenpflcge befaßt und schon im Jahre 1867, wie aus der schon von mir bezogenen Broschüre
"pellmann hervorgeht, mit der Stadt Aachen einen Vertrag über die Pflege sämmtlicher männ-

uchen städtischen Geisteskrankengeschlossen,also 7 bis 8 Jahre vor der Errichtung der Rheinischen
^ovinzialverwaltung und der Ueberweisungder Irren-Fürsorge durch das Dotationsgesetz von 1875.
7" Provinz hat den Alexianern niemals einen GroschenGeld zu Bauten gegeben, ebensowenig
y°t sie ihnen oder anderen Genossenschaften Hunderte von Kranken übergeben,ohne sich durch Ver¬
mag und weitgehendeAufsichtsrechtc zu sichern. Es ist die Wahrheit geradezuauf den Kopf gestellt,
^«n derartiges behauptet wird. Der Rheinischen Provinzialverwaltung gebührt im Gegentheil
°"s Verdienst, daß sie nicht dem Beispiele der übrigen Communen gefolgt und die Kranken
°h»e Weiteres den Genossenschaftsanstaltcnübergebenhat, sondern baß sie genaue und sorgfältige
Stelen aufgestelltund sich ein weitgehendesAufsichtsrechtreservirt hat, daß dieses verschwiegen
"nd das Gegentheil von dem, was die Provinzialverwaltung gethan hat, ihr zum Vorwurfe
gemacht wurde, war weder wahr noch schön.
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Es zerfallt damit auch die Behauptung, daß durch den AachenerProzeß das System der
Provinzialvcrwciltungbankerott gemachthabe. Wenn in dem AachenerProzesse ein System der
Irrenpflege überhaupt zusammengebrochenist, so ist dies wahrlich nicht dasjenige der Rheinischen
Provinzialucrwaltung; man könnte höchstens sagen, das von Gemeinden und Staat befolgte System
des Illili^er aller, der laxen Beaufsichtigungder Privatanstaltcn ist zusammengebrochen, allein dies
System hat die Prouinzialverwaltung gerade bekämpft und durch ein anderes ersetzt. Erst dann,
wenn die Normativbestimmungenfür die Vcnntzung der Privatanstaltcn durchgeführtgewesen waren,
was bis zum Frühjahre 1895 nicht möglich war, oder aber, wenn in den Anstalten, mit welchen
wir im Jahre 1888 und später bei Hergäbe von Baukapitalien Verträge geschlossen und uns
vertraglich die nöthigen Aufsichtsrechte gesichert hatten, sich solche Dinge, wie iu dem Mariabcrger
Prozessebehauptet wurde, ereignet hätten, erst dann hätte von einem Zusmnmcnbrnchedes Systems
der Provinz die Rede sein können.

Die eingehendenRevisionen aber, welche die KöniglicheStaatsregierung nach Schluß des
Alexianer-Prozesscs in diesen Anstalten hat vornehmen lassen, haben zu keinerlei wesentlichen
Ausstellungen Anlaß geboten, vielmehr bestätigt, daß sich bei geeigneter Organisation und eingehender
Beaufsichtigungdiese Anstalten recht wohl zur Unterbringung unheilbarer Kranken eignen.

Ich bin der Königlichen Staatsregierung besonders dankbar, daß sie den Herrn Geheimrath
Finkelnburg, welcher in dem AachenerProzesse und in dem daran sich anschließendenFeldzugc
gegen die Provinz eine so hervorragende Rolle spielte, mit diesen Revisionen beauftragt hat,
Hätte die Staatsregierung Letzteres uicht gethan, so würde man allgemein gesagt haben, die Revisionen
waren wcrthlos, dieselbenwürden ein ganz anderes Resultat ergeben haben, wenn man den Gchcim-
rath Finkelnburg, welcher das Treiben der Brüder im Aachener Prozeß kennen gelernt hatte, zuge¬
zogen hätte, Nnn ist Herr Gcheimrnth Finkelnburg zugezogen worden und die stattgehabte Revision
sämmtlicherGenossenschaftsanstaltenhat ergeben, daß die traurigen Vorgänge des Aachener Prozesses
zu Unrecht verallgemeinert worden sind und insbesonderediejenigen Anstalten nicht berühren, welche
von der Provinz auf Grund fester Verträge benutzt und beaufsichtigtworden sind, allein dies wurde
nnd wird in der Presse vorsichtig todt geschwiegen.

Der zweite Vorwurf, welcher gegen die RheinischeProvinzialverwaltuug und gegen mich
persönlich in der schroffstenWeise erhoben worden ist, bestand darin, daß wir eine zu große
Vertrauensseligkeitden Genossenschaften gegenüber an den Tag gelegt hätten. Der Lcmdcsdirektor
war, wie ein Berliner Blatt schrieb, von den Brüdern geradezu hypnotisirt. Wie es sich indessen
mit dieser Hypnose verhielt, beweisenam Besten die Vorschläge, welche aus meiner Initiative in
den NormativbestimmungcnIhnen im Frühjahre 1895, also vor dem Aachener Prozesse, unterbreitet
worden sind und meine Aeußerungen in den Landtags-Sessionen von 1892 und 1895, Ich h^c
dort ausdrücklichbetont, daß wir kräftig die Hand anlegen müßten, um die ärztliche Fürsorge in
den Anstalten gänzlichumzugestalten und letztere unter fortwährendeAufsichteines Direktors unserer
Irrenanstalten zu halten. Zu diesem Endzwecke ist Ihnen in den Nurmatiubcstimmungen vorge¬
schlagen und von Ihnen gebilligt wurden, daß in allen Privatanstalten, mit welchen wir in Beziehung
standen, ein in der Irrenpflege erfahrenerArzt, welcher nur mit diesseitiger Bestimmungangenommen
und entlassenwerden konnte und damit von dein Anstaltsvoistande unabhängig war, gewissermaße"
als Beauftragter des Landesdirektors fungiren, daß dieser Arzt regelmäßige Berichte dem Landes-
dircktor erstatten und in engster Fühlung mit dem zuständigen Direktor der Provinzialanstalt,
welcherdie Aufsicht über die Priuatcmstalt zu üben hatte, bleiben sollte.

Daß wir mit unsern Normativbestimmungenden richtigeil Weg eingeschlagen hatten, beweist
der Umstand, daß die Königliche Staatsregierung nach dem Alexicmer-Prozesse für die Beaufsichtigung
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der Privatanstalten im Wesentlichendasjenige vorgeschrieben hat, was wir im Wege des Vertrages
zu erreichensuchten.

Um die Anflicht über die Privatanstalten nuch zu verstärken, hatte ich bereits im April
1894, also lange vor dem Alcxiancr-Prozcß, die nebenamtlicheAnstellung eines sachverständigen
beamteten Arztes bei der Ccutralstcllcbei dem Provinzialansschussebeantragt, welchem Antrage auch
in der Sitzung des Provinzialausschussesvom 13. April 1894 stattgegeben wurde nnd ist hierauf
dies Amt dein Regicrungs- und Medizinalrath Dr. Michelscn hicrsclbstübertragenund von Letzter«
die Revision der Privatanstalten vorgenommenwurden.

Alles dies spricht doch wahrlich nicht für ein zn weit gehendesVertrauen oder sträfliche
Nachlässigkeit den Privatanstalten gegenüber. Ich wüßte in der That nicht, was mehr meinerseits
hätte geschehen können. (Zustimmung.)

Ebenso ungerechtsind die Angriffe der dritten Kategorie gegen mein Verhalten vor, bei
und nach dem Alexianer-Prozcsse. Anch hier reducirt sich alles auf Behauptungen, von denen bei
näherer Prüfung nur der Brustton der Ueberzeugungübrig bleibt, mit welchem sie vorgebracht wurden.

Die BroschüreMcllagc erschien bekanntlich im September 1894. Ich befand mich damals
in Urlaub und erfuhr ich von der Broschüre durch einen Auszug in einer Zeitung. Ich habe diese
Zeitung unter dem 14. September 1894 von dein Orte meines Urlaubes aus mit folgender
Verfügung nach Düsseldorf geschickt:

„Die beigefügteZcitungsnummcr ist dem Herrn Dirigenten der Abtheilung III. nach
seiner Rückkehr aus dem Urlaube mit dem Ersuchenvorzulegen,die in dieser Zeitung
angeführtenThatsachen hinsichtlich der Behandlung von Geisteskrankenin der Alexiancr-
anstatt zu Mariabcrg bei Aachen einer genauen und eingehendenUntersuchungunter¬
ziehen zu wollen.

Im Falle die aufgestelltenBehauptungen sich als wahr herausstellen, ist das
Veitragsverhältniß mit der Alexicmeranstalt zu Aachen zu lösen und die alsbaldigc
Fortschaffung aller ans Kosten der Provinz daselbst untergebrachtenGeisteskranken in
Betracht zu ziehen.

Insbesondere bitte ich, das Augenmerkauf die ärztliche Behandluug der Kranken
zu richten und darüber eingehendzu berichten".

Als ich etwa 8 bis 10 Tage später die Geschäfte wieder übernahm, wurde mir mitgetheilt,
daß die Königliche Regierung zu Aachen als zuständige Aufsichtsbehörde,sowie die. Königliche
Staatsanwaltschaft eingehendeUntersuchungengegen die Alcxicmer in Aachen eingeleitethätten und
daß. im Hinblicke darauf die vou mir angeordnete Untersuchung bis zu meiner Rückkehr bezw.
weiterer Entscheidung aufgeschobenworden sei, zumal da es sich hierbei nur um wenige Tage
gehandelt habe. Da eine Sitzung des Provinzialausschussesunmittelbar bevorstand, so habe ich
dem Ausschüsse in der Sitzuug vom 3. Oktober die Angelegenheit vorgetragen und gleichzeitig d,c
"zwischen beschaffte Broschüre des :c. Mellagc vorgelegt. Der Provinzialausschuß entschied sich
dahin, daß zunächst Erkundigungenüber das Resultat der eingeleitetenUntersuchungen einzuziehen
s"en. Ich habe mich hierauf an den Königlichen Ersten Staatsanwalt, sowie an den Herrn
Regierungs-Präsideutenzu Aachen gewendetund um Auskunft gebeten. Der Rcgicrungs-Prästdent
zu Aachenhat mir unter dem 20. Oktober 1894 Folgendes erwidert:

„Euer Hochwuhlgeborenerwidere ich auf das gefällige Schreibe,, vom 15. d M.
III I.-Nr. 9414 ergebeust, daß die in den letzten Jahren vorgenommenenRevisionen
der Alexiancranstalt Mariaberg Hierselbstein im allgemeinen befriedigendesErgebniß
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gehabt haben und daher keine Veranlassung vorliegen durfte, dieser Anstalt die Pflege
der Kranken seitens der Provinzialvcrwaltung zu entziehen.

Der Rcgiemngs-Präsident
gez. von Hartmann".

Von Seiten der KöniglichenStaatsaumaltschaft wurde mitgetheilt, daß die Untersuchung
eingestelltund seitens der Brüder Klage gegeu den Verfasser dieser Vioschürc erhoben worden sei.
Ich habe von diesen Schreiben dem Provinzialausschuß in der nächsten Sitzuug am 20/22. November
Mittheilung gemacht,welcherdarauf beschlossen hat, die Kranken zunächst in Aachen zu belassen
und das Ergebniß der Klage der Brüder gegen Mellage abzuwarten.

Da die Anberaumung der gerichtlichen Vcrhaudluugen sich in die Länge zog, so habe ich
die Anstalt zu Mariaberg zwischenzeitlich sowohl durch deu Dezernenten der Ccntralstellc, wie den
zweiten Arzt der Pruuinzial-Irremnstalt zu Dürcu untersuchenlassen, wobei sich indessen, wie die
Berichte ergaben, nichts Belastendes ergeben hat.

Als die gerichtlichen Verhandlungen in Aachen stattfanden, habe ich den Dezernenten für
das Irrenwescn dorthin gesandt, um den Verhandlungen bcizuwohuen und davon Kenntniß zu
nehmen, ob nnd was sich Belastendes gegen die Brüder herausstellen würde.

Nachdem der Prozeß beendet und in Folge desselben durch telegraphische Anordnung des
Ministers die Schließung der Anstalt zu Mariaberg augeordnet war, habe ich es eben wenig an
der nöthigen Sorgfalt fehlen lassen. Es war damals in Aachen ein vollständiges <lo«oräi-s. Die
beiden Aerzte der Anstalt hatten ihre Funktionen eingestelltund man wußte nicht ein und aus.
In dieser Lage habe ich mich in den Riß gestellt; ich bin nach Aachen gereist uud habe dort im
Einvernehmen mit dem Königlichen NegicruugS-Präsidcnten zwei von unseren Austaltsärzten die
Leitung der Anstalt übertragen und die Brüder auf bloße Wärter- uud Gesindcdienste beschränkt,
Ich hätte vielleicht klüger gehandelt, wenn ich mich, wie die vorgenannten Eommunaluerbände,
welche gleichfallsKranke in größerer Zahl zu Mariaberg uutergebmcht hatten, zurückgehaltenund
die Aufmerksamkeit nicht auf unsere Verwaltung gelenkt hätte.

Die von mir getroffenen vorläufigen Maßnahmen waren indessen im Interesse der
Kranken nöthig und sind dieselben deshalb auch von dem Provinzinlausschussegebilligt worden. Da
die Anstalt Mariaberg zur dauernden Benutzung uicht geeignet befunden wurde, so ist dieselbe bis
zum Jahre 1899 cmgcpachtet worden, um Zeit für Neubauten zu gewinnen.

Die auf die Mariabergcr AngelegenheitbezüglichenAkten — es ist, wie Sie sehen, ein
stattliches Eonvolut, werden Ihnen sämmtlich in der Commission vorgelegt werden uud werden
Sie sich hierbei hoffentlich davon überzeugen, daß die Provinzialverwaltuug iu der Alexianer-
angelegenheitnichts zu entschuldigen,nichts zu verheimlichen,aber auch nichts zu verantwortenhat,
und daß selten eine Behörde so zu Unrecht geschmähtist, wie es mir und meinen Mitarbeitern
aus Anlaß dieses Prozesses widerfahren ist.

Nachdem in Folge des Alcxianerprozessesdie öffentliche Meinung bis zu den unterste»
Tiefen hinab aufgeregt worden war, raste der einmal entfesselte Sturm weiter und ergriff auch die
öffentlichen Anstalten uud den gesammtenStand der Irrenärzte, von denen vielleicht Einer und
der Andere dem Schauspiele, welches sich zu Aachcu abgespielt hatte, mit einer gewissen Reserve
zugeschaut haben mag. Ich habe diese Hetze gegeu die leitenden nnd sonstigen Aerzte der öffent¬
lichen Irrenanstalten ebenso betlagt, wie die Angriffe gegen unsere Verwaltung, weil ich Beide für
gleich unbegründet, gleich ungerechtfertigterachte.
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Ich kann, meine Herren, aus der Erfahrung und meinem häufigen Verkehr in den Irren¬
anstalten bezeugen, daß der Vcruf des Irrenarztes eiu sehr anstrengender und aufopferungsvoller
ist und daß den Leitern unserer Anstalten Nichts ferner liegt, als Kranke ungerechtfertigtzurück¬
zuhalten oder eine üble Behandlung derselben zu duldeu. Wenn ich die Aerzte auf ihren Rund-
gängcu durch die Anstalt begleitet, ihren Verkehr mit den Kranken beobachtet habe, so habe ich
mir manchmal gesagt, ich wünsche nichts dringender, als daß diejenigen,welche über solche Dinge
vom hohen Kothurn herab urtheilen, häufiger und eingehender unsere Irrenanstalten besichtigten,
Sie würden hierbei bald erkennen, ob dort der Geist der Inhumanität, oder vielmehr großer
Aufopferung nnd wahrer Menschenfreundlichkeit herrscht, Sie weiden hier vergeblich sich nach
einer großen Zahl geistig gesunder Menschenumsehen,welche durch Intriguen in der Anstalt zu¬
rückgehaltenwerden, oder nach Opfern grausamer Behandlung, Die Vorstellungen, welche sie auf
Grund krankhafterWahrnehmungen halbgcueseuerKranke», oder durch tendentiöse Darstellung in
der Presse und Litteratur habcu, werdeu wie der Nebel vor der Sonne schwinden und das
Handeln der Irrenärzte wird ihnen in einem anderen Lichte erscheinen

Es gereicht mir, meine Herren, zur besonderenGenugthuung, unseren Irrenärzten hier im
Landtage öffentlich das Zeugniß trcuestcr Pflichterfüllung und wahrer Humanität ertheilen zu
können, ich möchte daran die Hoffnung knüpfen, daß diese Männer sich durch die vielen Angriffe
>n ihrem schweren Berufe nicht beirren lassen, vielmehr in dem Bewußtsein treuer Pflichterfüllung
sich über die Urtheile der großen Menge hinwegsetzen mögen, (Lebhafter Beifall,)

Indem ich, meine Herren, jetzt die uuerquicklicheAngelegenheit des Alexianer-Prozcsscs
verlasse, möchte ich nochmals betonen, daß ich ans diese Angelegenheiteinzig und allein aus dem
Grunde zurückgekommen bin, weil ich es als meine Pflicht cmpfuudcnhabe, Ihnen volle Klarheit
über unser Handeln in dieser Hinsicht zn gewähren.

Wie in der Ihnen vorliegenden Denkschrift des Näheren ausgeführt ist, sind die Maß¬
nahmen, welche die KöniglicheStaatsregierung nach dem mehrbcrührten Prozesse getroffen hat, für
uns nicht ohne Folgen geblieben.

Diese Folgen bestehen einerseits in einer nicht unerheblichenErhöhung der Wegekosten,
Welche durch die erhöhte» Forderungen der Staatsrcgiemng in Bezug auf Wohnuug, Pflege und
«ztliche Fürsorge veranlaßt worden siud, und andererseits in der Nothwendigkeit, von Seiten der
Provinz für weiteres Unterkommen der unter das Gesetz von 1891 fallenden Hülfsbedürftigen
in sorgen.

Durch den Fortfall der Anstalt Mariaberg, welche im Jahre 1899 für körperlich Kranke
°n die Stadt Aachen übergehen wird, erwächst uns die Fürsorge für ca. 400 z, Zt, in Mariaberg
untergebrachteGeisteskranke. Dazn tritt ferner, daß die Stadt Köln von der Absicht, eine eigene
Irrenanstalt für 700 Kranke zu errichten, zurückgctrcteuund wieder dem Irrenverbande der
Provinz sich angeschlossen hat. Endlich ist in Folge der ueucu Miuisterialbcstimmungcntue Auf¬
nahmefähigkeitder ProvinziabIrrenllnstalten so beschränkt worden, daß wir für den ganzen Zu¬
wachs an Geisteskrankenmit mindestens 200 Kranken für das Jahr Sorge tragen müssen.

Hieraus ergab sich für die Proviuzial-Vcrwaltung die Nothwendigkeitgroßer und um¬
fangreicher Bauten. , , „ , ,^ «,

Bevor ich die desfallsigcnVorschlägedem Provinzialausschusseunterbreitete, habe ich Ver¬
anlassung genommen,die Einrichtungen anderer Provinzen und Länder zn studiren und mit meinen
Mitarbeitern auf das Eingehendstezu prüfen, was weiter zum Wohle der Geisteskranken,sowie zur
Beruhigung der öffentlichenMeinung geschehe» könne. Zu diesem Endzwecke sind fast alle Vor-
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schlüge der neueren Zeit geprüft und die Erfahrungen anderer Provinzen und Länder auf dem
Gebiete der Psychatrie benutzt worden.

Auf Grund dieser umfassendenVorbereitungen habe ich das in der DruckschriftNr. 11
beigefügte Programm aufgestellt und ist alsdann eine besondere Commission des Provinzialausschusses
erwählt worden,welche die neuesten Anstalten besichtigt und unter Zuziehung der Psychiater Gchcimrath
Dr. Pelmcm sowie Geheimrath Dr. Oebcke und der Bau-Sachverständigen die gemachten Vor¬
schläge geprüft und festgestellt hat. Das Ergebniß dieser umfangreichenStudien, welche, wie ich
wol sagen darf, uns über Jahresfrist unablässig beschäftigt haben, liegt Ihnen in der Druckschrift
Nr. 11 „Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die Fürsorge für die Geistes-
tranken und Epileptiker der Rhcinprovinz", vor,

Herr Landcsrath Vorster, welchemein hervorragendes Verdienst an dieser Arbeit gebührt,
wird Ihnen in meinemAuftrage die einzelnenVorschlägedes Provinzialausschussesnäher erläutern,
Vorher aber möchte ich mir noch einige allgemeine Bemerkungen gestatten.

Die Psychiatrie, meine Herren, ist eine verhältnißmäßig noch junge Wissenschaft, Es sind
kaum hundert Jahre verflossen,seit von einer wissenschaftlichen Behandlung der Geisteskranken über¬
haupt die Rede sein kann. Dem Arzte Pinel in Paris gebührt bekanntlichdas Verdienst, daß er
unter den Stürmen der französischen Revolution sich der annen Geisteskranken,welche damals in
Bicötre au Mauern angekettet lagen, annahm. Es ist wirklich interessant,die eigenen Aufzeichnungen
des Dr. Pinel, welcher sich an den Pariser Gcmeinderath mit der Antorisation zu Reformen
gewandt hatte, darüber zu hören,

Er schreibt: „Bürger", habe zu ihm Couton, der Präsident des Gemeinderaths gesagt,
welcher den Argwohn hegte, daß Pinel unter den Irren Royalistcn verborgen halte, „ich werde
Dich morgen in Bicutrc besuchen und wehe Dir, wenn Du uns getauschthast, wenn Du unter
Deinen Narren Feinde des Volkes verbirgst," Couton kam wirklich.

Das Geschrei und Geheul der Irren, die er anfangs ausfragen wollte, war ihm bald
zuwider und er sagte zu Pinel: „ach Bürger, bist Du selbst ein Narr, daß Du solches Vieh loslassen
willst, mach mit ihnen, was Du willst, aber ich fürchte sehr, Du wirst das Opfer Deiner Vorurtheile
werden". Noch au demselben Tage nahm Pinel den Kranken die Ketten ab und begann mit ihnen
eine Behandlung. Es dauerte aber doch noch über drei Jahrzehnte, bevor die erste Irrenanstalt
in der Rheinprovinz zu Sicgburg errichtet wnrde. Die ärztliche Behandlung der Krantcu uahm
auch einen langsamen Verlauf. Man war in den ersten Deccnnien noch sehr ängstlich und suchte
das Heil der Geisteskrankenin der Repression. Die Ketten hatte man den Kranken allerdings
abgenommen, aber nur mit einer anderen Form der Fesselung, der Zwangsjacke, dem Zwangsstuhlc,
den Hand- und Fußfesscln, Mundbindcn u, s. w. vertauscht. Alle diese Zwangsmittel waren noch
in der Anstalt zu Sicgburg bis zu den 1860er Jahren im Gebrauche, wo dieselbendurch den
damals neu eingetretenen, um die Irreupflcgc der Rheinprovinz so hochverdientenDirektor Nasse
beseitigt wurden. Professor Hitzig, Direktor der Universitäts-Irrenklinik zu Halle, sagte in seiner
Festrede bei Einweihung dieser Klinik: „Noch im Jahre 1874 bei dem Besuche einer Königlich
Sächsischen Anstalt empfing ich einen unvergeßlichenEindruck solcher Zustande. Dort saßen in
langen Reiheil ganze Säle voll von Blödsinnigen, auf diese Weise gefesselte Kranken, ein jämmerliches
Bild des tiefsten menschlichen Elendes". Es mag sein, daß auch die Alexianer zu Mariaberg
stellenweise in diesem System des mechanischenZwanges stecken geblieben sind. Als in der zweiten
Hälfte dieses Jahrhunderts die freiere AuffassungPlatz gegriffen hatte und man das System des
körperlichenZwanges fallen lassen mußte, glaubte man doch einen gewissen mechanischen Zwang
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nicht entbehren zu können, sowohl zum Schutze der Irren selbst wie Dritter, Diesen Zwang suchte
man durch die Art der Anstaltsb anten selbst zu erreichen. Auf diese Weise sind in jener Periode,
wie auch der eben genannte ProfessorHitzig bekundet,zahlreiche Ballten entstanden, die von Außen
mit ihren zwei oder mehr übereinander gelagerten langen Reihen vergitterter Fenster den Eindruck
einer Kaserne, wenn nicht eines Gefängnissesdarbieten, während dieselben im Innern große monotone
Korridore haben, die auf die SchlaMc, Zellen und Wohnräume münden, insofern erstere nicht
als solche dienen, sowie zahlreiche Zellen für unruhige Kranke, sogenannte Isolir> oder Tob-
Abthcilungen,

Nach diesem Systeme sind in den 60er und ?0er Jahren alle Irrcilanstaltsbauteu erbaut
wordeil. In diese Periode fällt auch der Bau unserer fünf Irrenanstalten und ich darf wohl ohne
Uebertreibung sagen, daß sie das Beste darstellen, was damals ans dem Gebiete der Irrenanstalts-
bauten geleistet worden ist. Andererseits ist aber auf das Höchste zu beklagen, daß alle fünf
Anstalten gleichzeitiguud nach demselbenSystem erbaut worden sind, sodaß wir mit unseren
Anstaltsbautcn dem fortschreitendenStande der Wissenschaftnicht Folge leisten konnten. Die
Psychiatrie hat nun aber in den beiden letzten Decennien gewaltigeFortschritte gemacht,Fortschritte,
welche auch auf die Anstaltsbanten selbst einwirkten und große Aenderungen in letzterer Hinsicht
bedingten. Man hatte erkannt, daß solche Vorkehrungen, wie man ursprünglich im Wege des
Persönlichen Zwanges, dann bei den Anstaltsbauten für erforderlichgehalten hatte, nicht nothwendig
sind, ja, daß dieselbenschädlich sind uud die Heilung sowie das Wohlbefinden der Kranken stören.
Man empfand es in immer weiteren Kreisen der Psychiater als die größte Inhumanität, sämmtliche
Geisteskrankestets zu internircu und in dem Gefühle der Freiheitsberaubung zu erhalte». Vou
diesen gewiß richtigen Erwägungen ausgehend, ist man in dem letzten Jahrzehnt zu einem neuen
Systeme der Irrenanstalten, dem sogenannten „Offen-Thür-System" übergegangen. Auch das
System der gemischtenHeil- und Pflegcanstalt, welches auf dem von der Psychiatrie als unumstößlich
hingestelltenSatze „Es giebt keine unheilbaren Geisteskranken" beruht, hatte sich, so schön
dieser Satz in der Theorie auch sein mag, doch in der Praxis nur mit der Eiuschräukungbewährt,
daß gewisse Elemente von Kranken im Interesse der heilbaren Kranken aus der Heilanstalt entfernt
bezw. ihr fern gehalten werden müssen, wenn man nicht zu ganz unhaltbaren Conseancnzen gelangen
will. Der Geheime Medizinalrath Dr. Zinn schildert diese Unzuträglichkeitenin einem Bericht,
welchen er über den Besuch der Irrenanstalt Tapinu erstattet hat, in richtiger Weise mit
folgenden Worten:

„Durch die Anwesenheitvon solchen unheilbaren Geisteskranken,welche in hohem Grade
verkommen,ganz verblödet, in ihrem Aeußern abstoßend, häufig unreinlich und durch ihr Verhalten
und ihre Vergangenheitfür ihre Umgebung äußerst störend sind, wird in einer Irren- Heil- und Pflege¬
anstalt die Heilung der heilbaren Kranken, die Beruhigung und wesentliche Besserung der unheil¬
baren Kranken erschwert, verzögert und in nicht seltenen Fällen geradezu vereitelt. Kranke, welche
unter anderen Verhältnissen mit der Zeit als einer Anstaltspflege »licht mehr bedürftig, genesen
«der gebessert hätten entlassen werden können, fallen so der öffentlichen Fürsorge zeitlebens zur
Last. Es ist somit die Entfernung dieser Kranken aus den Heil- und Pflegeanstalten nicht blos
aus Humanitäts- und ärztlichen Rücksichten geboten, sondern liegt auch im ökouomischen Interesse
der Provinz. Diese Kranken bedürfen zudem des complieirtenApparates einer Heil- und Pflege¬
anstalt nicht, sondern sie können unter einfachen Verhältnissen und darum billiger ohne Nachtheile
für sie verpflegt weiden".
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Im Anschlüsse an die^ gewiß richtigen Ausführungen schlägt Geheimrath Zinn alsdann
für Ostpreußen vor, eine Pflegen,,stalt für 600 Kranke zu bauen, die nach und nach für 1600
erweitert werden könnte.

Also, meine Zerren, Herr Geheimrath Zinn kommt hier zu demselben Resultate, wofür ich
seit Jahren eingetreten bin, daß eine Sonderung und Entlastung der Heilanstalten von gewissen
unheilbaren Krankenstattfinden müßte. Der Nothwendigkeitder Erbauung von provinziellenPflege-
anstalten waren wir in der Rheinprovinz enthoben, weil wir hierfelbst die Privat-Pflegeanstalten
besitzen und diesen die Kranken der gedachtenKategorie überweisen konnten.

Wie die Reiseberichteergeben, sind auch der von dem Provinzialausschusse erwählten
Commissiondie großen Fortschritte aufgefallen, welche auf dein Gebiete der Anstaltsbauten gemacht
worden sind. Während unsere Anstalten, so schön dieselben im Einzelnen auch sein mögen, doch
immerhin mehr oder minder den Eindruck eines Gefängnisses machen, präsentirt sich die offene
Anstalt mit ihren Villen wie ein Kranke.ihaus mit ländlicher Umgebung. Die zahlreichenkleinen
Häuser mit offenen Thüren und Fenst cn, bloß mit Hecken eingezäunten Höfen, verwischenganz
und gar den Eindruck, welchen man >>is jetzt von einer Irrenanstalt hatte. Andererseits gewähren
die vielen einzelnen kleineren Häu'.r auch die Möglichkeit, die Kranken zu inbividualisiren und
nach ihren sozialen und sonst'gen Verhältnissen zusammen zu gruppiren. Während in unseren
Anstalten der Kranke mit 30 bis 40 Kranken oft der schlimmsten Art und aus den verschiedensten
gesellschaftlichen Schichten, bis zu Korrigenden und Verbrechern herunter, auf einem geschlossenen
Korridor zusammen sein muß, bewegt sich in diesen kleinen Häusern der Kranke mit Leuten der¬
selben Gesellschaftsklasse, höchstensin Gruppen von 10 bis 12 zusammen und nimmt nirgendwo
etwas von Zwang wahr. Hierdurch verliert der Kranke das drückende Gefühl der Freiheits¬
beraubung und wird ruhiger. Diesen Umständen ist in erster Linie wohl zuzuschreiben,daß wir
bei dein Besucheder offenen Anstalten keinen unruhigen Kranken bemerkten und solche Scenen
uns erspart blieben, welche in den geschlossenenAnstalten leider nur zu oft wahrgenommen werden.
Wenn es, meine Herren, irgend ein Mittel giebt, die Klagen über üble Behandlung von Kranken
verstummen zu machen, die Angehörigen und Draußenstehcnden mit der Irrenanstalt zu ver¬
söhnen, so ist dies das System der offenen Anstalt. Alle Mitglieder des Provinzialausschusses
waren mit mir und den uns zur Seite stehendenPsychiatern in voller Uebereinstimmungder
Ansicht, daß wir in der Rheinprovinz diesem Fortschritte der Psychiatrie folgen und sowohl dieses
System bei den erforderlichenNeubauten zu Grunde legen, wie auch soweit als möglichbei den
bestehendenAnstalten zur Anwendung bringen mühten.

Von dieser Erwägung ausgehend wird Ihnen vorgeschlagen, zunächst eine neue Heil-
und Pflegeanstalt für 800 Kranke nach dem offenen System zu erbauen und die Anstalten zu
Grafenberg und Merzig, welche sich hierzu am meisten eignen, dem neuen System der offenen
Anstalt durch Anbau von Villen anzupassen und dadurch Raum für weitere 400 Kranke zu
gewinnen. Bei diesen Vorschlägen würde der Provinzialausschuß es haben bewenden lassen, wenn
nicht ein neuer Zwischenfalleingetreten wäre. Die Stadt Köln, welche für ihre Kranke, etwa
700, eine eigene Irrenanstalt erbauen wollte, hat diesen Plan in letzter Stunde aufgegeben,und
ist bei den» allgemeinenVerbände verblieben. Hierdurch werden wir genöthigt auch für diese?00
Kranken zu sorgen. Es soll dies iü der Weise geschehen, daß eine zweite neue Anstalt für
Epileptiker und verwandle Geisteskrankheiten nach Vollendung der jetzt gleich zu erbauenden
Irrenanstalt in unserer Provinz errichtet werden soll. Für eine solche Anstalt ist ein großes Be¬
dürfniß vorhanden, da für die Epileptiker bis jetzt bei uns noch nichts geschehenist, in dieser
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Hinsicht aber Vieles gethan werden kann. Der Bau dieser zweiten Anstalt wirb den einzelnen
Kreisen kaum Mehrkosten verursachen, da die Stadt Köln mit ihrer gesammten Steuerkraft
im Irrm-Verbande der Provinz bleibt und an den bezüglichen Kosten mit Theil nimmt.

Ferner soll zur Absonderung der schlimmsten Elemente, der irren Verbrecher und ver¬
brecherischen Irren, eine besondereAbtheilung in der Nähe der Anstalt zu Düren erbaut und
damit die Möglichkeitgeschaffen weiden, unsere Heilanstalten von den schlimmsten und störendsten
Kranken zu befreien.

Neben diesen Vorschlägenin baulicher Hinsicht werden Ihnen, meine Herren, noch eine
Neihe von Vorschlägenzur Besserung und Sicherung des Looses der Geisteskrankengemacht,welche
insbesondere die Hebung des Wärter stand es und die ärztlicheUeberwachungder Anstalten Seitens
der Centralstelle bezw. einen dorthin zu berufenden Psychiater zum Gegenstände haben.

Wenn diese Vorschlägezur Ausführung gelangen sollten, dann darf ich wohl sagen, daß
die Nheinprouinz auf dem Gebiete der Irrenpflege wieder mit in der ersten Reihe marschiren
wird. Weit wichtiger als dieser Gesichtspunktist aber der, daß durch die Annahme der Vorschläge
wesentlich dazu beigetragen wird, das Loos der unglücklichenIrren zu verbessern und so tröst¬
lich zu gestalten, wie dies unter den obwaltenden Verhältnissen nur möglich ist.

Wenn Sie, meine Herren, die Vorschläge,welche wir Ihnen unterbreiten, überblicken und
eingehend erwägen, so werden Sie finden, daß wir uns vom Sturme der öffentlichen Meinung
'ucht haben fortreißen lassen, sundern daß wir uns auf das Notwendige beschränkt haben, ja daß
diese Vorschlägesich aus den vorliegenden Verhältnissen gewissermaßen von selbst ergeben. Wir
muthen Ihnen keinerlei Systemwcchscl,keinerlei Widerspruch mit Ihren früheren Beschlüssenzu,
sondern wir schlagen Ihnen nur eine naturgemäße Entwickelung der bestehenden Verhältnisse vor.

Allerdings erwachsenaus diesen nothwendigen Forderungen nicht unerhebliche Kosten.
Allein, ich möchte Ihnen zu bedenken geben, daß seit den letzten größeren Ausgaben für das
Inenwesen über 20 Jahre verflossen sind und daß seitdem die Bevölkerungder Provinz um mehr
"ls 1 '/^ Millionen angewachsenist, abgesehen davon, daß zwischenzeitlichdie Aufgaben der Provinz
durch das Gesetz uon 1891 auf dem Gebiete des Irreuwesens viel ausgedehnter und weitgehender
gewordensind, wie vorher der Fall war.

Indem ich den Antrag stelle, diese Vorlage an die II. Fachcommissionzur weiteren Vor-
bercithung zu überweisen, gebe ich der Hoffnung Raum, daß dieselbe Ihren Beifall finden und
w Ihnen die Ueberzeugunghervorrufen wird, daß die auf dem Gebiete des Irreuwesens so viel
geschmähteRheinische Provinzialverwaltung mit Ruhe und Besonnenheit ihre Pflicht zu erfüllen
""standen hat. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir kommen jetzt zur Generaldisknssion, Zu derselben hat sich znm Worte gemeldet Herr
"ndesrath Vorster.

Landesrath Vorster: Meine Herren! Die Ihnen unterbreitete Vorlage, betreffend die Für-
s°rge für die Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz, beschäftigt sich zunächst nut einer
anleitenden Darstellung der einschneidendenVeränderungen, welche die allgemeine Lage des
^heinische.lIrrenwesens seit Ihrem letzten Znsammcnsein in Folge unvorhergesehenerEreignisse
fahren hat. Diese Ereignisse haben mit zwingender Nothwendigkeitdazu geführt, einerseits bereits
wahrend der verflossenen Etatsperiode eine Reihe von Maßregeln zu treffen, für welche Ihre
nachträglicheGenehmigung erbeten wird, und andererseits mich für die Zukunft weitere Maßregeln
zur Unterbringung der Geisteskrankeilund zur Verbesserungder Irrenpflege Ihrer Erwägung und
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Beschlußfassungzu empfehlen. Nach diesen Gesichtspunktenzerfällt die Vorlage in zwei Theile.
Unter den im ersten Abschnitte zusammengestellten,seitens des Provinzialciusschussesbereits ge¬
troffenen Maßnahmen ist in erster Linie von Bedeutung die durch notariellen Pachtvertrag vom
24. August 1895 erfolgte provisorische Uebernahme und Einrichtung der bisherigen Alexicmcr-
Anstalt Mariaberg als Provinzial-Irrenpflegeanstalt. Die sofortigeUebernahme der Anstalt nach
dem Aachener Prozeß war nothwendig, weil die Anstalt durch die Königliche Staatsrcgierung ge¬
schlossen worden und der größte Theil der 380 Insassen der Anstalt auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 am 1. April 1893 in die Unterhaltung des Rheinischen Laudarmenverbandcs
übergegangen war. Die Uebernahme erfolgte in Form eines Pacht- und nicht eines Kauf¬
vertrages, weil nach der übereinstimmendenAuffassung des Provinzialciusschussesund der Sach¬
verständigen die Anstalt ihrer Bauart nach sich nicht zu einer Provinzial-Irrenanstalt eignet, Das
nähere Material zur Begründung dieses Urtheils kann ans Wunsch in den Commissionsbcrathnngen
vorgelegt werden. Die Pachtzcit für Marillberg, welches jetzt rnnd 400 Geisteskranke des
RheinischenLandarmenverbandes enthält, läuft am 15. März 1899 ab. Es ist der Versuch ge¬
macht worden, die Stadt Aachen, welche die Anstalt gekanfthat und zu diesem Zeitpunkte als
städtisches Krankenhans übernehmen will, zu eiuer Verlängerung des Pachtvertrages zu bewegen.
Die eingegangeneAntwort lautet indeß so wenig crmuthigcnd, daß man damit zu rechnen haben
wird, die 400 Krauten in Mariaberg zum 15. März 1899 anderwärts uuterbringen zu müssen.

Die Anstalt Mariaberg ist nun seit ihrem Uebergaug in die Verwaltung der Provinz in
erster Linie dazu benutzt wurde», eine bessere Scheidung der Kraulen durchzuführen. Mariaberg
wurde hauptsächlich für geisteskranke Epileptiker verwendet, während die nicht geistes¬
kranken Epileptiker nach einer provisorischeingerichtetenbesonderen Abtheilung des Landarmen¬
hauses zu Trier und die vorhandenen Blödsinnigen in Spezialaustalten versetzt wurden. Ferner
wurden die in den katholischen Genosscnschaftsaustaltcnbefindlichenevangelischen Kranken aus
diesen entfernt und zunächstnach Mariaberg, später theilweisenach Lüttringhcmscngebracht und es
ist damit eine Quelle mehrfacherBeschwerdenbeseitigt.

Eine weitere Folge des Alexiauer»Prozesseswar, daß seitens der Königlichen Staatsregierung
die Aufsichtüber die Privatanstalten in einer wesentlich schärferen Weise organisirt wnrde, als dies
bis dahin der Fall war. Durch die bekannte ministerielleAnweisung vom 20. September 189.1
und die Einrichtnng der staatlichen Vesuchscommissionen wurde die Proviuzialvcrwaltuug der Auf¬
gabe enthuben, ihrerseits Maßregeln wegen der Einrichtung, Leitung und Bcaufsichtiguugder Privat-
Irrenanstalten nach Maßgabe der von Ihnen in Ihrer letzten Session angenommenenNormativ«
vurschriftenzu treffen nnd konnte und muhte sich von da ab darauf beschranke«, darüber zu wachen,
daß die von der Provinz untergebrachte» Kranken in der vertragsmäßig übernommenen Weise
gepflegt, beköstigt und gekleidet werden.

Die durch die Vorkommnisse in Mariaberg, sowie durch eine theilweise künstliche Agitation
erregte öffentliche Meinung, insbesondere vertreten durch dasjenige Publikum, welches die Irren-
anstalten nur aus dem Studium von allerhand Schauderromanen, nicht aber aus eigenem Augen¬
schein kennengelernt hat, neigte seit dem AachenerProzeß dazu, i» den Irrenanstalten überhaupt
Veranstaltungen zu erblicken, in welche gegen Geld und gute Worte jederzeit Menschen eingespe«l
werden können, die man aus irgend welchen Gründen von der Vildfläche verschwindenlassen will-
Die Irrenärzte hat man selbst von der Reichstagstribüne als eiuen Stand geschildert,der s"h
gewohnheitsmäßigmit der widerrechtlichen Freiheitsberaubung gesunderMenschenbeschäftige.
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Meine Herren! Allen diesen Anklägern gegenüber hat die Verwaltung vor allem den
einen dringenden Wunsch, daß sie selbst doch zunächst ein Mal kommen und sich unsere Einrichtungen
nicht nur mit Scheu von außen, sonderu gründlich von innen ansehen möchten. Es wird ihnen
das jederzeit gern gestattet werden. Dann werden sie, davon bin ich überzeugt, aufhören, in so
unglaublicher Weise bewährte Einrichtungen und einen ganzen höchst ehrenwerthen, in schwerer
Berufsthätigkeit lebenden Stand herabzuwürdigen.

Um aber seinerseits alles zu thun, den bestehenden Vorurtheilen gegen die Irrenanstalten
entgegenzutreten,hat der Provinzialausschußden Vorschlägen des Herrn Landesdirektorsauf Schaffung
thuulichsterGarantien für eine sachgemäße und gerechte Behandlung der Geisteskrankenbereitwilligst
stattgegeben. Dahin gehört in diesem Zusammenhangevor allem die provisorisch erfolgte »nd von
Ihnen hoffentlich sankt, onirte Bestallung eines psychiatrisch-technischenVeiraths des Herrn Landes-
direkturs. Dadurch ist der Herr Landcsdirettur in den Stand gesetzt, auch seinerseitsin Zweifels¬
fällen eine technischeNachprüfung der von den Anstaltsdircktorcnabgegebenen Urtheile und Vorschläge
eintreten zu lassen. Dies zeigt sich namentlichbei den Revisionen der Provinzial-Irrenanstalten.
Es bleibt keine Beschwerde eines Kranken, wenn sie nicht den Stempel absoluter Verwirrtheit an
sich trägt, ohne Untersuchunguud Bescheidung. Briefe und Eingaben an die Staatsaufsichtsbehörden,
an die Staatsanwaltschaft uud Gerichte werden grundsätzlich stets an ihre Adresse befördert. Es
kann uus nichts erwünschter sein, als wenn sich Staatsanwaltschaft und Gerichte, wie alle berufenen
Behörden thnnlichst oft und eingehend mit dem Zustande unserer Irrcuaustaltcu befassen. Das
wllste Licht der Oeffentlichkeit ist für unsere Irrenanstalten das günstigste und heilsamste und sie
haben es, Gott sei Dank, nicht zu scheuen! (Beifall.)

Meine Herren! Der zweite Abschnitt der Vorlage wendet sich nun denjenigenMaßregeln
zu, welche für die Zukunft zur Unterbringung der Geisteskranken und zur Verbesserungder Irren-
Pflege für die Rhcinprovinz erforderlicherscheinen.

Es hat Ihnen die Thatsache nicht vorenthalten werden können, daß die der Provinzial-
Verwaltungzur Verfügung stehenden Plätze zur Unterbringung von Geisteskrankennicht mehr im
Verhältnissezu dem zu erwartcudeu Vedürfuisscsich befinden. Wir haben zunächst durch unvor¬
hergesehene außerordentlicheUmstände einen absoluten Verlust von ruud 700 Plätzen seit dem letzten
Landtage erlitten, der sich zusammensetzt — abgesehenvon dein Ausfalle einer kleineren Pflege»
anstalt mit 80 Köpfen — aus den — wie bereits ausgeführt — zum 15. März 1899 gewisser¬
maßen ins Freie fallenden 400 Plätzen in Mariaberg und dem durch die Beschlüsseder Kölner
Stadtverordneten vom vorigen Sommer bedingten künftigenFortfall einer eigenen städtischen Irren¬
anstalt für die Stadt Köln. Dieser ziffermäßigeVerlust von dauernd 700 Plätze» ist eine That-
sache. meine Herren, an der, wie Sie sich überzeugenwerden, nichts zu ändern ist, und mit welcher
>vohl uder übel gerechnet werden muß.

Dazu tritt nun aber auch noch der regelmäßige Zuwachs an Geisteskranken,wie er
s'ch auf Grund des Gesetzes über die erweiterte Armenpflegevom 11. Juli 1891 gestellt hat und
annehmbarer Weise künftig stellen wird. Dies für die Finanzen aller Provinzen so bedeutungsvolle
Gesetz ist bekanntlicham 1. April 1893 iu Kraft getreten, so daß wir jetzt ans die Abschlüsse von
^ Jahren seit seiner Wirksamkeit zurückblickenkönnen. Am Tage seines Inkrafttretens beschenktees
den RheinischenLandarmenverband außer zahlreichen anderen Hülfsbedürftlgen der verschiedensten
Art mit 1978 neuen Geisteskranken. Danach stellte sich die Zahl der während des ersten Jahres
durchschnittlich verpflegtenGeisteskranken auf 4298. im zweiten Jahre auf 4580, im dritten Jahre
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auf 4829, so daß sich im zweiten Jahre nach Abzug der Abgänge ein reiner Zuwachs von 282,
im dritten Jahre von 249 Geisteskrankenergab!

Meine Herren! Wenn Sie bedenken,was es heißt, in jedem Jahre mehr, also neue
Plätze für 200—300 Geisteskrankezu besetzen,so werden Sie zugeben, daß es erschreckende
Ziffern sind.

Die Gelehrten sind sich nicht so unbedingt darüber einig, ob es richtig ist, daß die Geistes¬
krankheitenheute relativ stärker zunehmen, als in der guten alten Zeit, wo die Menschheit von
Sorgen und Leidenschaften weniger geplagt war, als jetzt. Das aber steht fest und ist für unsere
Berathungen von praktischer Bedeutung: Die Bevölkerungunserer Irrenanstalten wächst fortgesetzt
stärker, als die Bevölkerungim Lande überhaupt. Diese Beobachtungist allen Provinzen, ja allen
civilisirtcn Ländern gemeinsam. Einestheils ist diese Erscheinungbei uns zweifellos darauf zurück¬
zuführen, daß das Gesetz vom II. Juli 1891 die Hauptlasteu der Irrenpflege auf die breiten
Schultern der Provinzen und der Kreise gelegt hat, sodaß die Ortsgemeindcn ein viel größeresInteresse
als früher daran haben, diese Hülfsbedürftigen baldigst iu die Anstalten einzuliefern. Andererseits
lehrt uus aber auch die Statistik, — und diesem Umständeist ein erheblicher Antheil an der Steigerung
unserer Irrenziffcrn in Rechnung zn stellen —, daß die Stcrblichkeitszifferin den Irrenanstalten im
Großen und Ganzen in fortgesetzter Abnahmebegriffen ist und daß das Absterben der alteren chronische»
Fälle iu den Anstalten in Folge der immer sorgfältigeren Pflege sich immer mehr verlangsamt. Je
humaner die Irrenpflege gehandhabt wird, desto langer wird durchschnittlich das einzelne Individuum
erhalten. Es wird oft — zumal von Naturmenschen— mit einem gewissen Unwillen auf diese
Thatsache hingewiesen und die Frage aufgeworfeu,wozu es denn nur »utzen könne, diese unglückliche»
Menschen,wenn ihnen nach dem Urtheil der Aerzte doch nicht mehr geholfen werden könne, mit
allen Mitteln der Kunst fu lange wie möglich am Leben zn erhalten. Das klingt plausibel. Die
Eonsequenzen eines solchen Standpunktes zu ziehen, läßt sich aber mit den Forderungen der christ¬
lichen Religion und den modernenKnlturanschauungennicht vereinbaren und es bleibt unsere Pflicht,
Miseren armen Geisteskrankenihr trauriges Loos, so lauge und so gut es geht, zu erleichter»und
ihueu eine menschenwürdige Pflege und Behandlung sicher zu stellen.

Die Vorlage hat es geflissentlichvermieden, irgendwie mit Zahlen zu uperiren, tue
vielleicht uicht ganz sicher durch die Erfahrungen gestützt erscheinen könnten. Sie hat deshalb ans
den näher dargelegten Gründen den jährlichen Reinznwachs, der sich ziffermäßig ans 260—280
gestellt hat, nur auf 200 für die nächsten Jahre geschätzt und damit also jedenfalls nicht z«
hoch gegriffen. Es leuchtet von selbst ein, daß eine derartig starke Zunahme gegenüber dem
erwähnten Umstände, daß nns anderweitig 700 Plätze dauernd verloren gehen werden, an erhöhter
Bedeutung gewinnt. Der starke Zuwachs der letzten Jahre hat es allein bewirkt, daß die sammt»
lichen öffentlichen, wie privaten Irrenanstalten, welche der Provinz zur Verfügung stehe»,
zur Zeit wenn uicht überfüllt, so doch vollständig besetzt sind. Die Vorlage weist ItM"
in öffentlichen Anstalten 3820 und iu Privatanstalten 1380 Plätze nach und zerstört damit
zugleich das beliebte Märchen von der Bevorzugung der Genussenschaftsanstaltenim System der
Rheinischen Irrenpflcge. Diese Plätze sind längst besetzt. Der Ueberschnß hat genügt, um in
kurzer Zeit auch die zum Glück im vorigen Sommer hinzngctretencn200 Plätze von Lüttringhause"
zu fülle», und weiter hinzutretende Cumplieationen haben bereits den Provinzialausschuß dazu
genöthigt, den Ihnen unterbreiteten Vorschlägen theilweise vorgreifend, die Pensionärabtheilunge»
zu Bonn und Düren mit Nurmaltranken zu belegen. Ueber das nächste Jahr wird uns noch
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Waldbröl hinweghelfen, Dann sind wir aber sozusagen am Ende mit unsern Mitteln. Es ergiebt
sich hieraus, daß bis zum Ablauf der kommenden zweiten Etatsperiode, also bis zum Jahre 1901 bei
einem jährlichen regelmäßigenZuwachs von 200 Köpfen 600 Kranke mindestens mehr unterzu»
bringen sein werden, als jetzt.

Dazu treten schon vom 15. März 1899 ab die anderweitig zn beschaffenden 400 Plätze
von Mariaberg und endlich die von der Stadt Köln aus der Lindcnburg zu übernehmenden
Kranken, so daß der für die beiden kommenden Etatsperiodcn ins Auge zn fassende Bedarf an
neuen Platzen sich nicht unter 1200 Betten berechnen läßt, für welche, dn bekanntlich neue An¬
stalten sich nicht von hcntc auf morgen herstellen lassen, jetzt definitivFürsorge getroffen werden muß.

Nun entsteht die sehr wichtigeFrage: Wie soll dem Bedürfniß entsprochen werden?
Es würde grundsätzlich ein uerhängnißvoller Fehler sein, wenn mau jetzt, wo die

zwingendeNothwendigkeitder Gründung weiterer Anstalten vorliegt, das Bedürfniß auf einem
anderen Wege als durch Vermehrung der Plätze in den Prouinzial-Hcil- und
Pflegcanstalten befriedigenwollte. Zum Nachweis der Nichtigkeit dieser Auffassung bedarf es
zunächst ciues näheren Einblicks in die Thätigkeit und die Aufgaben unserer Prouinzialanstalten
umerhalb des Systems unserer RheinischenIrrcnpflcge überhaupt. Sie wissen, daß nach unseren
Reglements jeder zur Aufnahme in eine Irrenanstalt angemeldete Kranke, sofern die Aufnahme-
Vorschriftenerfüllt siud, zunächsteiner unserer Prouinzialanstalten zur Vornahme des Hcilverfuchs
überwiesenwerden soll. Hat sich herausgestellt,daß der Kranke keinerlei Aussichtenauf Besserung
wehr bietet und der Anstaltspflcge nicht mehr entbehren kann, so wird er auf Antrag der Austalts-
dircktioudurch Verfügung des Landcsdirektors einer geeigneten Pflcgeanstalt zur weiteren Ver¬
pflegung überwiesen. Es bedarf keines weiteren Beweises, daß es höchst erwünscht ist, daß der
"Urversnchbei jedem einzelnen Kranken zu einem vollständigenAbschlußgebrachtwerden kann und
daß der Kranke nicht eher einer Pflcgeanstalt überwiesen werden darf, als der Anstaltsdirektor
burch ausreichend lange Beobachtung sich ein abschließendes Urtheil über die Hoffnungslosigkeitdes
Falles und die Geeignetheit desselben für eine Pflcgeanstalt gebildet hat. Es ist ferner selbst¬
verständlich,daß je mehr sogenannte frische Fälle sich in einer Anstalt häufen, desto schwieriger und
intensiver die Arbeit des Arztes sich gestaltet, — mit anderen Worten, daß, je höher die Anf-
nahmczifferim Verhältniß zu dem Durchschnittsbeständesteigt, desto schneller mich die Entlassungen
m die Pflcgeanstalten erfolgen muffen, um die Plätze für frische Fälle zu leeren, uud daß die
ärztlicheThätigkeit bei einem starken Wechsel des Krcmkenbestandcs außerordentlich erschwert wird.
Dazu kommt, daß die mehr oder weniger in: ersten Stadinm der Beobachtung stehenden Kranken
'»eist für Beschäftigungenwenig zn haben sind und ein starkes Aufgebotvon Personal erfordern.
Ar das wirtschaftliche Gedeihen und den gefammtcn inneren Dienst der Anstalt ist es daher von
hohem Werthe, wenn ein gewisserStamm von älteren, ruhigen und arbeitsfähigen Kranken, die
bort ihre Heimat gefnndcn haben, derselben erhalten bleibt.

Von diesen Gesichtspunkte«aus betrachtet,haben sich unsere Prouinzialanstalten in den
letzten Jahren nicht zu ihrem Vortheile verändert. Es liegt der Vorlage eine Tabelle bei, welche
"'w vergleichende Uebersicht über die Aufnahmcziffern der Preußischen Irrenanstalten enthält.
Daraus ersehen Sie, daß im Allgemeinenin den Preußischen Anstalten die Aufnahmcziffer—
abgesehen von den hier nicht in Betracht kommenden klinischenInstituten — 20—30«/» des
Durchschnittsbestandeserreicht.Bei unseren Rheinischen Prouinzialanstalten ist das Verhältniß jedoch
'« den letzten drei Jahren von 53 auf 58°/« gestiegen. Am höchsten stellt sich die Aufnahmezisscr

9*



68 40. Rheinischer Provinziallandtag, 3, Sitzung am 9. März 189?,

bei Grafenberg, wo sie von ?7°/<> bis auf 86°/« gestiegen ist! Meines Erachtcns sind das auf die
Dauer unhaltbare Zustande. Es gilt also jetzt vor allen Dingen die Gelegenheit zu benutzen und
eine starke Verdünnung des frifchen Krankcumatermls in den einzelnen Provinzialanstalten durch
Verkleinerung der Aufnahmcbezirkeherbeizuführen und das kann uur durch Einrichtung neuer
Provinzial-Heil- und Pflegcanstalten geschehen,nicht etwa durch Herstellung weiterer reiner
Pflcgeanstaltcn. Wenn auf diese Weise eine breitere Vertheilung der Neuaufnahme erzielt ist, wird
es unserm RheinischenIrrcnwescn nicht zum Schaden gereichen. (Zustimmung.)

Dieser prinzipiell allein richtige Weg ist aber glücklicherweise in der Rhcinprovinz nach
den bestehendenVerhältnissen auch der praktisch allein mögliche. Die bestehendengroßen Pflcge¬
anstaltcn sind ohne Ausnahme vollständig gefüllt. Die Möglichkeiteiner erheblichen Erweiterung
derselben ist um so weniger gegeben,als es namentlich in den Gcnossenschaftsanstalten,wie wir aus
eigener Erfahrung wissen, an jeder Lust und Neigung fehlt, gegenüber den jetzigen scharfen An¬
forderungen der ministeriellen Anweisung vom 20 September 1895 und der staatlichen Besuchs¬
commissionen die übernommenen Aufgaben auf dem Gebiete der Irrenpflegc noch weiter auszu¬
dehnen, als dies bisher der Fall war. Darüber, daß die Pflcgeanstaltcn in dem bisherigen Um<
fange beizubehaltensind, wird kaum unter vorurteilsfreien Vcurthcilcrn des Rheinischen, wie des
Irrenwesens überhaupt, eine Meinungsverschiedenheitaufkommen können. Die hervorragendsten
Psychiater — ich nenne hier nur die Schriften von Zinn, Siemens nnd Pätz — haben aus¬
drücklich die Nothwendigkeitbetont, die großen Provinzialanstalten von gewissen Elementen, für
die sie mit ihren kostspieligeren Einrichtungen zu schade sind, zu befreien. Unsere Pflegcanstalten
sind nicht nur unentbehrlich und richtig in unserm System, sondern sie haben auch ihre
schwere Aufgabe im Großen und Ganzen vortrefflich, mit der größten Hingebung und
mit dem Ansprüche auf volle Anerkennung erfüllt Das muß zu ihrer Ehre von jedem
bestätigt werden, der sie wirklichgesehen und studirt hat! (Beifall.)

Wenn so der Weg zur Beschaffungder erforderlichenPlätze im Allgemeinenvorgezcichnet
ist, so blieben doch der Möglichkeiten, zu dem Ziele zu gelangen, im Einzelnen noch recht
verschiedene offen. Die Vorlage schlägt Ihnen auf Grund der sorgfältigen Studien der eingesetzten
Spezialcommission,die u. a. iu dem bcigedrucktcnReisebericht und den Cummissionsprotokollen
niedergelegtsind, vor, das berechnete Bedürfniß von 1200 Plätzen durch die Erbauung einer
neuen Piovinzialanstalt zu 800 Köpfen, sowie durch die Erweiterung der Anstalten zu Grafenberg
und Merzig um je 200 Plätze zu decken und daneben die jetzige Ucbcrfüllung der Provinzial¬
anstalten durch die Aufhebung der 1. und II. Klasse an den Provinzialanstalten zu Boun, Düren
und Vierzig zu beseitigen. Für die weitere Zukunft wird dann die Erbauung einer Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt vorzugsweisefür Epileptiker, — für welche die Provinz bisher Heilanstalten
noch nicht errichtet hat — die zugleich gemeinschaftlichfür Geisteskranke dienen soll, als das
geeignete Mittel zur Deckung des alsdann zu erwartenden Bedürfnisses empfohlen und die
Ermächtigung zur Vorbereitung dieses Unternehmens erbeten.

Daß für die sogleich in Angriff zu nehmenden Bauten nicht etwa 2 neue Provinzial¬
anstalten, sondern nur eine neue Provinzialanstalt, daneben aber die Erweiterung der dazu am
meisten geeignetenbereits bestehendenProvinzialanstalten zu Grafenberg und Merzig vorgeschlagen
wird, hat vor Allem seinen Grund darin, daß man auch die alten Anstalten, so weit dies noch
angängig ist, durch Anfügung von ländlichen Kolonien den modernen Anforderungen der freien
Behandlung der Geisteskrankennach dem Offcn-Thürsystcm, dessen Bedeutung der Herr Landes-
direktor bereits charatterisirt hat, anpassen und damit unsere Rheinischen Anstalten in jeder
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Richtung wieder auf die Höhe der Zeit stellen will. Daß auch die neue Anstalt diesem Prinzip
folgen muß, ist selbstverständlich.

Es cxistircn zwar noch immer — wenn auch nur vereinzelt — Zweifler, welche das
Offen-Thürsystcmfür ein gefährlichesBeginnen ansehen und lieber an den alten gefängnißartigen
Anstaltsbcmtcn mit Gittern und doppelt und dreifach verschlossenen Thüren festhalten möchten.
Diese werden aber vor Allem durch die Thatsache geschlagen, daß in den letzten Decennien das
Offen-Thürsystemmit siegreicher Gewalt den Plan zu allen neueren Anstalten diktirt hat und daß
überall die Gitter und Mauern nicht zum Schaden, sondern zur ungeahnten Vervollkommnungder
Irrenpflcge freien Einrichtungen haben Platz machen müssen. Es würde allerdings ein kräftiger
Irrthum sein, wenn man glauben wollte, daß in den neuen sogenanntenkolonialen Irrenanstalten jeder
Geisteskranke laufen könne, wohin er wolle. Das ist durchaus nicht der Fall. Der Schwerpunkt
liegt vielmehr darin, die Eigenthümlichkeitjedes einzelnen Kranken möglichst zu berücksichtigenund
banach zu streben, jedem Kranken dasjenige Maß von Freiheit zu gewähren,das er ohne Schaden
für sich und Andere vertragen kann. Danach werden die Kranken in kleinere Gruppen je nach
chren individuellen Verschiedenheiten gesondert. Für die Unzuverlässigenund Bcwachungsbedürftigen
'st die geschlossene Ecntralanstalt, für die Ucbcrgcmgsstadicndie halb geschlossene Abtheilung, für
"ie Ruhigen die offene Kolonie vorgesehen. Den Zweiflern ist das zuzugeben, daß je nach der
Verschiedenheit des Volkscharaktcrsder Prozentsatz der für die freie Behandlung geeigneten Kranken
un Verhältniß zn den unruhigen Elementen sich in den einzelnen Landestheilcn und Provinzen
verschieden stellt. Man hat sich aus dieser Beobachtung heraus sogar zu der Befürchtung verstiegen,
^ß speziell der Rheinländer, da er bereits in normalem Zustande von leicht erregtem Temperament
sei, als Insasse einer Irrenanstalt sich für freie Behandlung nicht eigne, sondern fast stets hinter
schloß und Riegel gehalten werden müsse. (Heiterkeit.) Diese Befürchtung darf aber nach den
leichlichen Erfahrungen, die in anderen Provinzen und Ländern gemacht worden sind, als eine
burch „ichts begründete Phantasie bezeichnet werden.

Die Erweiterung der bestehendenund dazu geeignetenAnstalten um 200 Plätze und die
Erbauung einer neuen Anstalt zu 800 Plätzen (an Stelle der jetzigen Größe der Rheinischen
Anstalten von 500—600 Plätzen) hat aber außerdem den wichtigen finanziellenund administrativen
"«theil, daß auf diesem Wege eine zweite Anstalt mit ihren ganzen kostspieligen Einrichtungen
und ihrem Vcrwaltungsmechanismusin Wegfall kommt, wodurch sich, abgesehen von den geringeren
"nmaligen Baukosten, die Kosten der laufenden Verwaltung durch Ersparuug von Generalkosten
"heblich vermindern.

Seitens der Vertreter der Psychiatrie wird allerdings überwiegendden kleineren Anstalten
"'s zu 600 Köpfen der Vorzug gegeben. Dagegen ist aber außer den bereits angeführtenGesichts¬
punkten hervorzuheben, daß zahlreiche neue Anstalten (z. B. von der Stadt Berlin und der
^tovmz Sachsen) sogar für 800—1000 und mehr Kranke eingerichtet sind und nach dem Urtheil
Mer Leiter gut funktionircn. Es darf hier besonders auf das Urtheil des Professors Müli in
"ncr Schrift über Herzbergc hingewiesen werden. Voraussetzung für das gute Gedeihen einer

'"chen Anstalt ist allerdings, daß alle frischen Fälle zunächst in der sogenannten Aufuahme-
."btheilung der Behandlung des ärztlichen Leiters speziell unterliegen und dann den Abtheilungs-
"zten, welche bereits bewährte ältere Psychiater sein sollen, überwiesen werden. Da die Organisation
unserer größeren Anstalten auf dieser Grundlage aufgebaut und die Zahl 800 als Höchstziffer
lMgehalten werden soll, so dürften nach dieser Richtung ausschlaggebendeBedenken nicht zu
Nnden sei».
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Die Art und Weise, wie im Einzelnen die Erweiterung der Anstalten zu Grafenberg und
Merzig gedacht ist, ergicbt sich aus der Vorlage, den derselben beigeheftetenZeichnungen und den
vorliegendenProjekten, Es wird hier im Allgemeinendie aus dem oben Gesagten sich von selbst
ergebende Bemerkunggenügen, daß die alte Anstalt im Wesentlichenals geschlosseneAnstalt für die
Unzuverlässigen,die anzufügenden offenen, in einfachem Style zu errichtendenLandhäuser für die
Zuverlässigerenund Ruhigen bestimmt sind.

Die Pläne für die neu zu erbauende Anstalt liegen Ihnen ebenfalls vor. Auch diese
sehen die nöthigen Abstufungen in der Bauart der einzelnen Häuser vor, je nachdem sie für die
frischen Aufnahmen, für Unruhige und wegen irgend welcher insozialer Eigenschaften Absonderungs-
odcr Vcobachtuugsbcdürftige,für Ncconvalcscentenund Halbruhige, für körperliche Kranke uud der
LaznrethpflcgeBedürftige oder endlich für ruhige, harmlose und arbeitsfähige Kranken bestimmt
sind. Sie sehen schon aus dieser flüchtigen Gruppirnng, wie sehr man in dem neuen System
der Anstalten mit kleinerenLandhäusern, die einzelnen Krankengruppenso viel besser von einander
scheiden und sondern kann. Diese Scheidung wird noch dadurch wesentlicherleichtert,daß die neue
Anstalt keine Kranken I. und II. Klasse, sondern nur sugeucmnte Normalkrankc, die auf öffentliche
.Kosten verpflegt werden— und auf welche sich unsere gesetzliche Verpflichtung allein beschränkt
und daneben noch solche Pensionäre aus dem kleinen Mittelstand anfnehmen soll, deren Mittel znr
Bestreitung der Kosten einer Priuatanstalt nicht ausreichen, die also im Wesentlichen unserer bis¬
herigen III. Klasse entsprechen. Die wohlhabenden Patienten können die Priuatanstalten aufsuchen,
wenn sie nicht in Grafenberg oder Andernach,wo die I. und II. Klasse fortbestehenbleiben soll,
die Aufnahme nachsuchen wollen.

Die neueren Anstalten mit den kleineren, einfach gehalteueu Eiuzelhäuscrn haben aber
auch dcu großen, nicht zu unterschätzenden Vortheil, daß sie billiger sind, als die früher üblichen
mehr oder weniger im Kascrnenstyl gehaltenen geschlossenen Monumentalbauten mit ihren riesigen
Korridoren und ihrer dadurch bedingten Raumvcrschwendnng. Wir kämen dann zu der Finanz-
frage.

Aus der Vorlage ergiebt sich, daß die Erweiterungen von Grafenberg und Merzig
1 280 000 Mark, also für 400 Plätze mehr pro Kopf 3200 Mark, daß der Neubau der neuen
Irrenanstalt 3 200 000 Mark, also für 800 Plätze pro Kopf 4000 Mark kosten soll.

Darin sind aber einbegriffen für Grafenberg die Kosten der Einrichtung der elektrischen
Beleuchtung für die gauze Anstalt, ferner für beide Anstalten die Kosten des vollständigenNeubaus
der Landwirthschaftsgebäudc,des Neubaues der nöthigen Beamten- und Arztwohnungen, des Ncu-
bezw. Umbaues der maschinellen und Küchenanlagen und der Beschaffung des nöthigen neuen
Mobiliars, so daß ein wesentlicher Theil der Kosten auf eine erhebliche Verbesserung der alten Anstalten
verwendet wird, während die eigentlichenKrankenhäuser entsprechendweniger beanspruchen. Für
die neue Irrenanstalt sind die Kosten des Grunderwerbs und der gesummten Iuuentai-
bcschaffung mit eingeschlossen. Zieht man die Kosten der Inventarbeschaffung und des Grund¬
erwerbs ab, so erhält man an eigentlichen Baukosten für die neue Irrenanstalt pro Kopf den
Betrag von 3340 Mark. Dieser Einheitssatz ist auch für eine Reihe anderer — älterer wie
neuerer — Anstalten bekannt und giebt Gelegenheit zur Anstellung eines Vergleichs, der zumal
was unsere alten RheinischenAnstalten anlangt, nicht ohne Interesse sein dürfte.

Es ist Ihnen allen bekannt, daß unsere alten RheinischenAnstalten nicht billig gebaut
wordeu sind. Die damaligen Ziffern haben einiges Auffehen erregt. Es läßt sich aber jetzt leicht
nachweisen, daß bei Lichte besehen diese Bauten sich doch längst nicht so theuer gestellt haben als
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man damals annahm und darin liegt auch nachträglich noch ein gewisser Trost, Wenn man
allerdings die niedrige Kopfzifferzu Grunde legt, für welche die Anstaltcu ursprünglich berechnet
waren, dann ergeben sich die riesigen Einheitssätzepro Kopf, die man wohl in den bcmtcchnischcn
Zeitschriftennoch heute findet, nämlich

für Grafenberg 6392 Mark pro Kopf
„ Düren 6761 „ „ „
„ Andernach 7619 „ „ „
„ Bonn 8000 „ „ „

und „ Merzig 8230 „ „ „
Wenn man aber die jetzige wirkliche etatsmäßigc Belegung dieser selben, bekanntlich in

sehr reichlichen Nanmdimensioncnangelegten Anstalten einerseits und die bis jetzt zur Unterbringung
dieser Krmücnzahlen entstandenen eigentlichen Neubaukosten in diesen Anstalten andererseits
berücksichtigt, so ergeben sich ohne Gmndcrwerb und Inventar:

für Grafenberg statt 6392 Mark : 4130 Mark

!
Düren „ 6761 „ : 4450

.. Andernach ., 7619 „ : 4300 .. ^ Pro Kopf,
„ Bonn „ 8000 „ : 6400 „
.. Merzig „ 8230 .. : 3980 „ j

oder für alle Rheinischen Provinzial-Irrencmstalten nach ihrer jetzigen etatsmäßigen Belegung
durchschnittlich 4«52 Mark eigentliche Baukosten pro Kopf, Das ist eine Ziffer, die immerhin
noch etwas hoch ist, die aber bei Berücksichtigungder Preise der damaligen Gründerzeit durchaus
nichts Auffallendes und Ungewöhnlichesmehr hat. Es ist das ziemlich genau dieselbe Ziffer, die
nuch die Stadt Berlin für ihre neuen Anstalten Hcrzbcrge und Wuhlgarteu hat aufwenden müssen. —
Die nach dem kolonialen System gebaute» Austalten haben sich, wie gesagt, im Durchschnitte
billiger gestellt. So ist z. B. die in nnscrer Nachbarprouinz Westfalen erbaute neueste Anstalt
mit 3500 Mark pro Kopf veranschlagt. (Ueber die definitive Ziffer ist mir nichts bekannt
geworden.) Wenn hiernach unsere neue Anstalt mit 3340 Mark an eigentlichenBaukosten ver¬
anschlagtist, so entsprichtdieser Ansatz durchaus dcu gemachtenErfahrungen. Nach dem Resultate
der vorläufig erfolgten Ausschreibungendarf man auch hoffen, daß trotz der jetzt recht ungunstigen
Preise der Baumaterialien der Ansatz ausreichen wird. An den Bemühungen der Verwaltung
nuch hinsichtlich der Sorgfalt der Bauausführuugen soll es jedenfalls nicht fehlen. —

Die neue Proviuzial-Irrenanstalt wird ja vornehmlich zur Aufnahme der Geisteskranken
aus der Stadt Köln dienen, die mit der Zeit fast für sich allein den Ersatz für dieselbe liefern
wird. Vei der Auswahl des Baugruudstücks,welches Ihueu iu erster Linie m Vorschlaggebracht
'st. sind deshalb die Wünsche der zu den Besichtigungen zugezogenenVertreter der Stadt Köln
"it bestimmendgewesen. Danach wird Ihnen vorgeschlagen,das bei der
Wischen Düsseldorf und «Köln - gelegene Gut Galkhausenvon 364 Morgen (darunter 144 Morgen
Wer nnd 188 Morgen Wald) zu dem Preise von 180 000 Mark als
Der Werth des schlagfähigen Holzes ist von dem Königlichen Erster ^
48 000 Mark taxirt, so daß fitt das eigentliche Gut einschließlichder Gebäude 132000 Mark, Mithin
^63 Mcnz pro Morgen übrig bleiben. . , « .

Es liegen noch einige andere, an sich annehmbare Offerten vor, von denen aber keine
alle diejenigen Vorzüge aufweist, wie sie bei Galkhausen nach ,eder Richtung hm vorliegen. Die
"«Wen Mittheilungen dürften sich zweckmäßiger in der Commissionsberathungmachen lassen.
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Meine Herren! Mit den bis jetzt vorgetragenen Maßregeln wird dem nachgewiesenen
Bedürfniß auf Beschaffungder für die nächste Zeit erforderlichenweiteren Plätze für Geisteskranke
Genüge geleistet. Die Vorlage ist aber hierbei nicht stehen geblieben, sondern verfolgt auch die
Aufgabe, gleichzeitig diejenigen Mißstände und Mängel, welche die Verwaltung schon seit
längerer Zeit auf dem Gebiete des Irrenwesens beschäftigen,einer Prüfung zu unterziehen und
Mittel zu ihrer Abstellung in Vorschlagzu bringen.

Einer der schwersten Uebclstände,ein wahres Kreuz, unter welchem die Irrenanstalten zu
leiden haben, ist die jetzt übliche Unterbringung der „irren Verbrecher" und „verbrecherischen
Irren" in denselben. Man unterscheidet diese Begriffe in der Wissenschaft bekanntlichdahin, daß
erstere solche Personen sind, welche in gcistesgesnndcmZustande eine strafbare Handlung begangen
haben und demnächstin Geisteskrankheitverfallen, während letztere erst nach Ausbruchihrer Krankheit
eine dem Gesetz widerstreitendeHandlung begangen haben.

Meine Herren! Es ist das ein so außerordentlich umfangreichesThema, daß dasselbe
heute nur kurz gestreift werden kann. Alle Kenner des Irrenwesens sind sich darüber einig, daß
es eine Brutalität ersten Ranges ist, unschuldige und bedcmernswerthcKranke mit gemeinen
Mördern, Räubern und Dieben zusammen in denselben Räumen unterzubringen uud doch ist es,
wie Ihnen die vorgelegte Statistik aus unseren Anstalten beweist, dort überall der Fall. Daß
also diese Gesellschaft,besonders soweit sie direkt gefährlich ist, aus unseren Krankenräumcn lieber
heute als morgen entfernt werden muß, ist ein Gebot der Humanität. Dabei macht es wenig
Unterschied, ob ein solches Individuum begrifflich zu deu „irren Verbrechern" oder zu den
„verbrecherischen Irren" zu rechnen ist. Für die Mitkranken ist das gleich.

Ganze Bibliotheken sind vollgeschrieben,seit einem Menschcnalter unterhalten sich die
Strafanstalts- wie Irrenärzte, die kriminalistischen,wie psychiatrischen Versammlungen über diese
Frage und ihre zweckmäßigste Lösung und — darüber ist man noch immer nicht zum Handeln
gekommen. Man hat sich insbesondere um die Frage gestritten, ob und in wie weit der Staat
für die irren Verbrecher einzutreten habe. Auch die Vorlage beschäftigtsich mit dieser Frage.
Meine Herren! Ein ernsthafter Zweifel in dieser Beziehung wird kaum möglich sein und wo er
noch getheilt weiden sollte, wird er wenig Bedeutung für die Praxis haben. Der Staat kann
und wird den irren Verbrecher nur so lange in seine Fürsorge nehmen, als er nach
den Gesetzen Gegenstand des Strafvollzugs sein kann, d.h. bis seine Geisteskrankheit
definitiv festgestellt ist. Bis dahin soll und muß er ihn aber — was er leider bis jetzt
selten thut — als Gefangenen, eventl. zur Beobachtung seines Geisteszustandesin eigenen Anstalten
behalten. Das ist auch genau der Standpunkt, den der Vertreter der Staatsregierung in der
hochinteressantenSitzung des Herrenhauses vom 15. v. Mts. über eine Gesammtpetition der
PreußischenProvinzialverwaltungen, der auch der Herr Landesdircktorbeigetrcten war, eingenommen
hat, wo er u. A. auch in Aussicht gestellt hat, daß wie in Moabit, so auch iu Köln eine staatliche
Beobachtungsstationfür Strafgefangene eingerichtetwerden solle.

Aber, meine Herren, wenn das auch geschieht, so kommenwir damit doch aus dem Elende
nicht heraus. Denn wenn bei einem Verbrecher die Geisteskrankheitfestgestellt ist, dann wird er
aus der Strafhaft entlassen und es wird dem Staat nie einfallen, ihn dann noch den Provinzen
abzunehmen. Und selbst wenn er das auch noch thäte, so bliebe uns immer noch die große Anzahl
der verbrecherischen Irren, die mit dem Strafvollzüge gar nicht in Berührung gekommen sind-
Diese müssen ebensogutaus unsern Irrenanstalten hinaus.

Die Vorlüge hat deshalb auf Grund der eingehendstenErwägungen und Berathungen
den Vorschlag gemacht, nur für die äußersten Fälle, die der Landesdircktor jedesmal zu bestimmen
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hat, in einem vollständig für sich abgetrennt zu errichtenden, besonders construirten Pavillon als
Filiale der dazu am meisten geeignetenProuinzinl-Irrenanstalt zu Düren 48 Plätze für solche
Burschen einzurichten. Für Frauen hat die Statistik die Bedürfnißfrage verneint, Dieser Pavillon,
der recht solide gebaut werden muß, soll 160 000 Mark kosten. Da werden dann diese Herren
unter sich sein und unsere Irrenanstalten werden aufathmen und Ihnen ebenso lebhaften Dank
wissen, wie die Angehörigender Kranken, die Sie von einer bösen Gesellschaft befreit haben.

Als eine weitere Maßregel zur Verbesserungdes Rheinischen Irrenwesens ist vorgeschlagen,
in der Provinzial-Irrenanstalt zu Bonn, deren Direktor gleichzeitig Professor der Psychiatrie an der
Universität zu Bonn ist, eine besondere klinische Abtheilung auf der Mänuer- und Fraucnseite
einzurichten, in welcherunter der speziellen Leitung des Direktors die für den akademischenUnterricht
geeignetenFälle vereinigt werden sollen. Diese Maßregel läßt sich nach Aufhebung der I, und
II, Verpflcgnngsklasse,welche jetzt unvcrhältnißinäßig viel Platz fortgenommenhat, ohne Umbauten
und ohne Kosten durchführen. Es soll damit gleichzeitig, wie auch in den übrigen größecrn Anstalten,
eine Entlastung des Direktors durch Erhöhung der Selbstständigkcit des Oberarztes in den nicht
klinischen Abtheilungen erreicht werden.

Die starke Vermehrung der Krankcnzahlhat es ferner mit sich gebracht,daß das Mobilar
und die Ausstattungen der Kranken mit Wäsche und Kleidung in unseren Prouinzialanstaltcn
bringend einer Aufbesserung und Ergänzung bedürfen. In einer besonderenAnlage sind Ihnen
ferner diejenigen Mißstände und Mängel zusammengestellt,welche unsere Prouinzialanstalten in
baulicher Beziehung in Folge von Abnutzung und Vemltung der vor 20 Jahren noch modernen
^mrichtungcn auszuweisenhaben. Da diese extraordinären Bedürfnisse aus laufenden Mitteln
nicht befriedigt werden können, so ist zur Deckung derselben sowie znr Ergänzung des Inventars
"n einmaliger Kredit von 550 000 Mark erbeten.

Die bisher erörterten Vorschlägehaben sich mit mehr oder weniger banlichenEinrichtungen
zur besseren Unterbringung der Kranken befaßt. Es galt nun weiter auch administrativeGarantien
bnfur zu schaffen, daß die Behandlung und Pflege der Kranken nach richtigen Grundsätzenerfolge.

Zu diesem Endzwecke beschäftigt sich die Vorlage mit verschiedenenNeformvorschlägen,von
denen als die weitaus wichtigstendiejenigenzur Hebung und Besserung des Pflegepersonals anzu¬
sehen sind.

Meine Herren! Die sogenannteWärterfrage war erst während Ihrer letzten Verathungen
Gegenstand Ihrer Verhandlungen und Sie habe» in dem Bewußtsein der außerordentlichen
Dichtigkeit dieser Frage für eine gedeihliche Wirksamkeitunserer Anstalten am 7. Mai 1895 dem
Pwvinzicllausschuß den ausdrücklichenAuftrag ertheilt, Ihnen zur Regelung der Angelegenheit
Weitere Vorschlägezu unterbreiten.

Es haben deshalb eingehende Berathungen mit den Direktoren stattgefunden, deren
"gcbniß in dem Ihnen vorliegendenSchlußprotokoll vom 16. Mai 1896 niedergelegt ist, welches
"uch die Grundlage für die gemachtenVorschläge bildet. Diese Vorschläge haben seitdem bereits
Me Probe vor dem Forum der öffentlichenKritik, u. A, auch vor der Versammlung des Vereins
d" deutschenIrrenärzte, welche im vorigen Herbst in Heidelberg tagte, zu bestehengehabt und
"an wird sagen dürfen, daß sie das Feuer der öffentlichenDiskussion bestanden und namentlich
'" ihrer allgemeineren sozialen Bedeutung die Zustimmung aller Parteischnttirungcn gefunden haben,
^ wird nun darauf ankommen, daß sie auch in der Praxis sich bewähren und die beabsichtigte
Hebung des Wiirteistandcs wirklicherzielen. Sollten in der Folge, was bei allem menschlichen
Machwerk möglich ist, sich Unvollkommenhcitenherausstellen,so wird der Herr Landesdirektornicht
° gern, die nöthigen Verbcsserungenanzuregen.

10



74 40, Rheinischer Provinziallandtag, 3, Sitzung am 9. März 1897.

Einen Gedanken, der im letzten Landtage noch vielfach vertreten winde, hat man vollständig
fallen lassen müssen, nämlich den der Errichtung von Wärterschulcn. Die Psychiater sind sich
darin einig, daß jeder Anstaltsdircktor es als seine vornehmste Pflicht betrachten mnß, sich sein
Personal selbst in eigener Schule heranzubilden.

So lautet ausdrücklichdie These II der Heidelberger Versammlung:
„Jede Anstalt soll ihr Pflegepersonal möglichst selbst heranbilden, Direktor
und Aerzte der Anstalt sollen das Pflegepersonal in der Krankenpflege
unterrichten".

Im Uebrigcn gingen aber die Ansichtender Psychiater in den wichtigsten Fragen oft weit
auseinander. Insbesondere war man darüber uncins, ob es richtig sei, das Wartepcrsonnl in dem
Sinne zu einem eigenen Vcrufsstandc zu erheben, daß man ihm Bcamtcncigcnschaftmit Pensions¬
berechtigung beilegen solle, oder ob es nicht richtiger sei, durch Gewährung von Dienstprämien
nach gewisser Zeit den Pflegern bei Zeiten den Uebertritt in weniger aufreibende Berufsarten
zu erleichtern.

Meine Herren! Die Vorlage befleißigt sich, hier die goldene Mittelstraße einzuhalten
und nur einem Theil des Pflegepersonals, das sich besonders bewährt hat, die Erlangung der
Pensionsberechtigungdurch Beförderung zn sogenannten Stationspflegern, die eine Aufsichtsstcllung
gegenüberdem gewöhnlichen Pflegepersonal erhalten sollen, zu ermöglichen. Es wird dadurch eine
höchst wichtige neue Controlstelle zwischen dem vielbeschäftigten Oberwartpersonal uud deu Pflegern
selbst geschaffen, von deren Thätigkeit man sich besondereErfolge verspricht. Die Stationspflcgcr,
deren jede Anstalt auf jeder Geschlechtsseite 4—5 haben soll, werden so gestellt, daß sie im Stande
sind, sich einen eigenen Hausstand zu gründen. Diejenigen Pfleger, welche 5 Jahre in derselben
Anstalt zur Zufriedenheit gcdicut haben, follen die Dicnstprämic von 400 Mark für Männer und
300 Mark für Frauen erhalten und damit neben ihren Ersparnissen, die sie bei völlig freier Station
von ihrem Gehalt mit Leichtigkeitmachen können, die Mittel gewinnen, um sich rechtzeitig, wcun
sie wollen, eine andere Lebensstellungzu begründen.

In der Heidelberger Versammlung ist von verschiedenen Seiten die auch in der Vorlage
vertretene Ueberzeugungausgesprochenworden, daß die Tüchtigkeit des Wartcpersonals keineswegs
mit der Höhe des gezahlten Lohnes unbedingt in gleichem Verhältnisse stehe. Die Anstalten, die
die höchsten Löhne zahlen, haben nach den gemachtenErfahrungen keineswegs die besten Pfleg«,
Viel wichtiger ist es, aus welchenKreisen sich der Ersatz für das Personal rckrutirt, und da eignet
sich unzweifelhaft am besten der Ersatz aus einer Landbevölkerungfür den Pflegerdienst, Es wird
dazu allerdings, um diese für den Irrendienst zu gewinnen, erforderlich, den Anfangslohn fo zu
bemessen, daß für die jnngcn Leute ein Anreiz zum Eintreten gegeben ist, uud dann weiterhin
alljährlich ein Aufrücken bis zu ciuem annehmbaren Höchstgehalt vorzusehen. Es würden nach
diesen Grundsätzen die Pfleger steigen von 360 Mark neben freier Station jährlich um 36 Mark
bis 600 Mark, die Pflegerinnen von 240 Mark neben freier Station jährlich um 30 Mark bis
480 Mark, — Der Durchschnittslohnbetrug bisher 315 Mark und würde somit steigen bei den
Pflegern auf 480, bei den Pflegerinnen auf 360 Mark, außer freier Station und Dienstkleidung.

Die Stationspfleger würden von 600 Mark neben freier Wohnung nnd Beköstigungbis auf
900 Mark, die Stationspflcgerinnen von 500 auf 750 Mark steigen.

Dazu treten nun noch die Dienstprämien. Zur einmaligen Ausgleichung sollen den
bereits 5 bezw. 10 Jahre im Dienst befindlichen Wärlern und Wärterinnen zum 1. April d. I>
einmalige Ausgleichsprämienvon 150 bezw. 300 Mark gegebenwerden.
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Mit diesen Verbesserungenhofft die Verwaltung ein erheblich besseres Durchschnitts¬
personal dauernd zu gewinnen. Die Mehrbelastung der Etats ist allerdings eine bedeutende.
Sie beziffert sich auf ruud 90000 Mark an ordentlichenund 27000 Mark au einmaligen außer¬
ordentlichenAusgabe» Wenn aber, wie bestimmt zu hoffen ist, die Qualität unseres Pflege-
Personals dadurch gehoben wird, dann wird die Ausgabe in erster Linie auch unsern Kranken zu
Gute kommenund der Dank weiter Bcvölkcruugskreise wird Ihnen gewiß sein.

Eine weitere Verbesserung wird auch die nöthige Vermehrung unseres Aerztcpersonals
nach demjenigen Maßstabe sein müssen, den der Staat den Priuatanstaltcn durch die mehr-
genanntc Auweisuugvom 20. September 1895 auferlegt hat, nämlich auf 100 Kranke einen Arzt zu
bestellen. Hinter dieser Forderung können selbstredenddie öffentlichen Anstalten nicht zurückbleiben.

Daß dem Herrn Lcmdcsdircktorein fpeziell technischer Berather für psychiatrische Fragen
zur Seite treten soll, ist bereits erwähnt. Es geht Ihnen darüber noch eine besondere Vorlage zu.

Auch die Entlastung der Anstaltsdircktorcn durch Bestellung von älteren, selbständiger
zu stellendenOberärzten habe ich bereits berührt, so daß mir nur übrig bleibt, kurz einige Rcglc-
mcntsänderungcn zu erwähnen, welche die Konsequenz der gemachten Vorschlägesind:

Die Bestellung des Landcspsychintcrserfordert die Einschaltungder seine Rechte und Auf¬
gabe» bestimmende!! Reglemcntsuoischriftcn.

Das versuchsweise vou Ihnen beschlosseneKleidcrgcldvon 40 Mark für jeden Kranken
hat zu vieler UnzufriedenheitAnlaß gegeben. Dies foll beseitigt werden und dafür, fowic zur
Bestreitung der jetzt fehr erhöhten Anforderungen an sämmtliche Irrenanstalten, statt des bisherigen
Wegegeldes von theilwcise81 Pfg. theilweife 90 Pfg., ein durchgängigesPflegcgeld von 90 Pfg.
stipulirt wcrdcu. Für die irren Verbrecher,die ein besondereskostspieliges Logis nicht nur sondern
auch besondere Pflege und Aufsicht bedürfen, foll der Pflcgesatzals Ausnahmefatzauf 1,50 Mark
-" gewiß nicht zu viel für diese Sorte — festgesetztwerden.

Meine Herren! Ich darf nuu vielleicht noch auf einen Punkt eingehen,den der Herr Landes.
Direktor auch schon gestreift hat. Der sehr verehrteHerr OberbürgermeisterZweigert hat gestern von
Gegensätzen gesprochen, die zwischen der Vorlage vor 2 Jahren nnd der jetzigen vorhanden seien. Ich
habe persönlich das Bedürfniß auszusprcchen,daß ich diese Ansicht nicht theilen kann, Wenn Sie die
beiden Vorlagen ncbenciuaudcrobjektiv lesen nnd vergleichen, dann werden Sie an keiner Stelle einen
fundamentalenGegensatzfinden Das ist allerdings richtig, daß der Inhalt der damaligen Vorlage
"n wesentlichanderer gewesen ist als der der hcutigeu. Das ist aber erklärlich, den» wir stehen
"»er absolut veränderten Sachlage gegenüber. Damals war ein Bedürfniß zu neuen Plätzen nicht
wrhaudcn oder doch nicht zu constatircn. Heute haben Sie einen Verlust von 700 Plätzen und
haben dadurch, daß das Gesetz über die außerordentlichenArmcnlasten jetzt 3 Jahre besteht,
während es damals erst 1 Jahr bestand, Gelegenheit, eine vergleichende Statistik anzustellenund
s" sehen, daß wir einen höheren Bedarf haben, als wir angenommenhaben. Dadurch ist die
Nothwendigkeitcutstanden, weitere Plätze zu schaffen; dadurch ist ferner der Provmz.alausfchußnnd
°" Landtag jetzt im Gegensatzzu der Sachlage von vor 2 Iahreu vor die Frage gestellt: wie soll
°"s Bedürfniß gedeckt werde»? Der Provinzialausschnß hat sich hierbei natürlich, wie der Herr
Nandesdirektorschon andeutete, nicht auf den Standpunkt stellen können: wir wollen das Alte,
was wir vor 20 Jahren gemacht haben, in gleicher Weise nochmals ausführe!!, fondern wir wollen
""dcre Provinzen bereisen uud scheu, wie dort die neuen Anstalten inzwischen eingerichtetsind.
Der Provinzialausschuß hat eine Commission mit dieser Aufgabe betraut. W,r haben die An¬
stalten anderer Provinzen cmgefehen und manches gelernt, und so sind wir zu dcu jetzigen Vor-
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schlügen gekommen. Ich möchte hiernach den verehrten Herrn Abgeordneten Zwcigcrt bitte», auch
vom praktischen Gesichtspunkteden Gedanken fallen zu lassen, daß zwischen der früheren und der
jetzigen Vorlage prinzipielle Gegensätzevorhanden seien. Darüber zu streiten und eingehendzu
verhandeln, hat wenig Werth; es kommt darauf an, daß wir das Vcstc uud Nichtigsteergreifen,
was wir in diesem Augenblicke zu thun haben,

Zum Schluß mögen die Kosten sämmtlichrekapitulirt werden. Dieselben betragen
1. für die Erweiterung von Grafenberg und Merzig 1280 000 Mark
2. „ „ neue Irrenanstalt ........ 3200 000 „
3. „ „ Station für irre Verbrecher ..... 160000 „
4. „ „ baulichen Verbesserungen der Irrenanstalten 5500 00 „

Summe 5190000 Mark
Wenn Sie dazu auch noch die Kosten der künftigen Epi-

lcptiteranstalt rechnenmit ebenfalls .......... 32(w0^0__ü__
so erhalten Sie im Ganzen rund ........... 8590000 Mark.

Meine Herren! Das ist eine bedeutende Summe, welche wohl Anlaß dazu bietet, iu eine
eingehende Prüfung der gemachtenVorschläge einzutreten, uud ich glaube im Sinne des Herrn
Landesdircktorsund des ProuinzialausschnsseZzu sprechen, wenn ich sage, daß, wenn Sie in der
Lage sein sollten, auf Grund Ihrer Prüfung das vorhandene Bedürfniß auf einem guten und doch
billigeren Wege zu befriedigen,dies mit Freuden begrüßt werden wird.

Im Ucbrigen darf ein gewisser Trost — soweit man bei erhöhten Ausgaben überhaupt
von einem Trost sprechen kann, — in einem doppelten Umstände gefunden werden:

1. Darin, daß, wenn diese sämmtlichenBauten ausgeführt sein werden, was erst in einer
längeren Reihe von Jahren der Fall sein wird, die Verzinsung uud Amortisation dieser ganzen
Summe nur eine Erhöhung der Umlage von 0,»2«/o nach dem jetzigen Stande bedingen wird.

2. In dem höher zu bewcrthcndenethischen Gesichtspunkte, daß mit dieser Mehrleistung
eine große Summe von Segnungen für die Elendesten der Bevölkerung und ein großer Fort¬
schritt in der Entwicklungunseres Irrenwescns erreicht wird.

Meine Herren! Mir bleibt hiernach nur die angenehme Aufgabe, Ihnen die gedruckt vor¬
liegenden Anträge des Provinzialausschusses aus innerster Ueberzeugung auf das Wärmste zur
Annahme zu empfehlen. (Nravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterZwcigert.
Abgeordneter Zwcigcrt: Meine verehrten Herren! Ich würde bei der außerordentlich

vorgerücktenZeit, bei der wir, das heißt die Mitglieder des Landtages, in die Verhandlung eintreten,
gern dem Wunschedes Herrn Referenten des Provinzialausschussesnachkommen und auf jede weitere
Ausführung Verzicht leisten und der Vorlage des Provinzialausschusseszustimmen, wenn nicht die
beiden Herren Referenten des Provinzialausschusses in ausführlicher Darlegung meine gestrigen
Bemerkungen angegriffen hätten. Ich bin daher der Auffassung, daß ich gegenüber denjenigen
Worten, die ich bei der Berathung dieser Frage in der vorigen Tagung gesprochen habe und
gegenüberdenjenigen Worten, die ich gestern gesagt habe, es mir selbst schuldig bin, das, was nun
einmal meine Ausfassung ist, und was durchaus keine persönliche Spitze hat, auch sachlich zu motiuircn.

Meine Herren! Der Herr Landesdirektor hat in einer, wie ich zugeben muß, berechtigten
persönlichen Erregung alle diejenigen Leute bekämpft, welche in der damaligen schweren Zeit die
Maßnahmen der Rheinischen Provinzialverwaltung und seine Person angegriffen haben. Ich nehme
dem Herrn Landesdirektordas nach keiner Richtung hin übel. Leid hat es mir nur gethan, daß
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er unmittelbar vorher auch meinen Namen genannt hat. Ich kann dem Herrn Landcsdirektordem¬
gegenübernur versichern, daß diese seine Vcrtheidiguugsredehier vor diesem Hause nicht nöthig war.
Ich glanbc, daß kein einziges Mitglied dieses Hauses und ich am allerwenigsten in der schweren
Zeit das Vertrauen zn unserem Herrn Landcsdirektor verloren hat. Im Gegentheil, gerade in
der schwersten Zeit habe ich es erst recht mit ihm empfunden, wie unberechtigt die Angriffe gegen
ihn waren und ich spreche es aus, wie wir uus freuen können,einen solchen Mann an der Spitze
unserer Verwaltung zu haben. (Bravo!) Trotzdem, meine Herren, freue ich mich, daß der Herr
Laudesdircktordie heutige Gelegenheit wahrgenommenhat, um sich gegen die maßlosen Angriffe
zn vertheidigen,die nach meiner Meinung nach keiner Richtung hin berechtigt waren.

Meine Herren! Was ich gestern behauptet habe uud was ich durch Anträge begründen
wollte, war lediglich das Eine, daß die heutige Vorlage in vielen und gerade prinzipiellenPunkten
einen abweichendenStandpunkt einnähme gegenüber der vorjährigen. Von einem „diametralen
Gegensatz"habe ich gar nicht gesprochen;— ich bitte die Herren, die Werth darauf legen, sich
ans dem uncorrigirtcn Stenogramm zu überzeugen — und das, was ich gestern gesagt habe, meine
Herren, halte ich nach jeder Richtung hin aufrecht. Ich behaupte: diese Denkschrift unterscheidet
sich in vielen prinzipiellen Gesichtspunktendurchaus von der vorjährigen Denkschrift.

Meine Herren! In der vorjährigen Denkschrift ist zunächst ausgeführt, in welcherWeise
die Provinzialanstaltm mit den Privat-Pflegcanstaltcn in Verbindung gebracht werden sollen und
zweitens, in welcher Weise der Landcsdirektor und die Provinzialvcrwaltung Garantien schaffen
wollen für eine ordnungsmäßige Beaufsichtigung der privaten Irrenanstalten. Nach der ersten
Richtung hm ist gesagt wordcu, daß jeder Irre zunächst in die Provinzialanstalt zum Zweck der
Beobachtungkomme und es ist dann weiter ausgeführt, daß die Pruvinzialanstalten dafür noch lange,
lange Jahre hinreichten. Auf Seite 253 des damaligen Berichtes steht ausdrücklich: „für diese
muß mehr Platz geschaffenwerden"; — nämlich für die unheilbarenFälle — „für die Behandlung der
Heilbaren, für die zcitwcifc Beobachtungder unheilbaren Fälle reichen die jetzigen Provinzialanstalten
völlig aus, indem die Kranken mit Ausnahme von Grafcnbcrg durchschnittlich 2 Jahre in der
provinzialanstalt behalten werden können". Jetzt, meine Herren, wird ausgeführt, daß die vor¬
handenen Pruvinzialanstalten auch für Heilbare nicht mehr ausreichen.

Sodann, meine Herren, wird weiter in der damaligen Denkschrift gesagt, daß das Ver¬
hältniß der Aerzte zu den Irrenanstalten in einer ganz ausreichendenWeise durch die bestehenden
bezw. neu zu erlasseudenVorschriftengeregelt sei. Wo sind nuu uud was sagen die damaligen
Vorschriften?-. Es sind dies die Dienstvorschriften. Darin steht, daß die Ernennung und Ent¬
lassung des Austaltsarztes durch den Vorstand der Anstalt erfolgt — nicht durch den Landes-
dircltor — allerdings in, Einvernehmen mit dem Landcsdirektor. Es steht feiner in den Vorschriften,
daß die Aerzte das Vertraucnspcrsonal des Landesdircktors und des Anstaltsvorstandes sind, und
cs stcht weiter darin, daß die Aerzte das Pflegepersonalzu beaufsichtigen und die Entlassungvon unge¬
eigneten Wärtern und Wärterinnen zu beantragen haben. Der Herr AbgeordneteConze, der damalige
Referent hat in seinem vorjährigen Bericht wörtlich folgendes ausgeführt: „Nach dieser Seite hin
-^ sagt er — glaubt Ihre FachcommissionIhnen die Versicherunggeben zu können, daß die
^»uvändc und Vorwürfe, die man in Bezug auf mangelnde ärztliche Beaufsichtigungin den Privat-
Mcgcanstalten erhoben hat, vollständig unbegründet sind".

Es ist aber nach meiner Meinung entgegen der Auffassungdes Herrn Conze in diesen
Forschriften dafür, daß die Aerzte ordentlich beaufsichtigt werden und ordentlich beaufsichtigen,
°«ß sie vor allein wirkliche Leitungsbefugnissehaben, daß ihre Anstellung und Entlassung gegen
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den Widerspruch des Herrn Landesdirektors gar nicht erfolgen darf, in den Dienstvorschriften
nicht die genügende Garantie gegeben. Sodann, meine verehrten Herren, hat die vorjährige Denk¬
schrift folgendes Urtheil — mit Erlaubniß des Herrn Präsidenten werde ich die wenigen Sätze
verlesen — über die RheinischenProvinzialanstalten im allgemeinen abgegeben:

„Das sind die Maßnahmen", sagt die Denkschrift — „welche der Provinzialausschuß
bereits getroffen hat, und welche er dem Provinziallandtage als Material zur Kenntniß unter¬
breitet. Der Provinzialausschuß glaubt seinerseits, für die Verpflegung und Unterbringung der
unheilbaren armen Geisteskrankengeeignete Vorschriften erlassen zu haben; er glaubt ferner, die
Pflegeanstalten in eine organische Verbindung zu den Provinzial-Hcil- und Pflegeanstalten gebracht
zu haben"; und die Denkschrift sagt weiter — um Sie nicht zu ermüden lasse ich die Zwischen¬
sätze fort — folgendes: „Daß man in vielen Provinzen des preußischen Staates nach dem
1. April 1893 hierzu übergehenmußte", — nämlich zur Erbauung neuer Anstalten, — „ergiebt die
beiliegendeZusammenstellung; man sollte es der Nheinprovinz nicht zum Vorwurf machen, daß
das Gesetz vom 11. Juli 1891 für sie nichts wesentlich Neues schuf, daß dasselbedie Nheinprovinz
nicht unvorbereitet traf, daß vielmehr hier die Zustände schon vor dem 1. April 1893 so
geordnetewaren, daß alle anstaltspflegebcdurftigenGeisteskrankensich bereits in Anstalten befanden;
(Landesdirektor Dr. Klein: Das ist wahr!) Es sollte vielmehr der Nheinprovinz zum Lobe
dienen, daß, wie die Zusammenstellung berichtet, Baukosten nicht entstanden sind,
da hier nur die in der Nheinprovinz vorhandenen zahlreicheilPrivatanstaltcn in Anspruch ge¬
nommen wurden".

Nun, meine Herren, das Urtheil, welches der damalige Provinzialausschuß, der ja doch
auch der heutige ist, über seine Thätigkeit abgegeben hat, mag ja richtig sein, aber es ist auch
ein ganz stolzes, und stolz liebe ich den Spanier. (Heiterkeit,)

Wenn wir uns nun dem gegenüber ansehen, wie die heutige Denkschrift sich zu der
Frage verhält, so spricht sie sich doch erheblich kleinlauter aus. Sie sagt: „Die Ausführung des
Gesetzes über die außerordentlicheArmenpflege vom 11. Juli 1891 war für die Provinzialvcrwal-
tung der Nheinprovinzmit ganz besonderen Schwierigkeiten verknüpft. Diese Schwierigkeiten
beruhten einestheils darin, daß durch dieses Gesetz eine Centralisation geschaffen worden ist, welche
bei einer Bevölkerung von über 5 Millionen Einwohnern die Kräfte einer Behörde, die keine
Zwischeninstanzeninnerhalb der Provinz hat, in außergewöhnlicher Weise in Anspruch nimmt,
und anderntheils in dem Umstände, daß sich in der Nheinprovinz im Laufe der Zeit auf
historischer Grundlage Verhältnisse und Einrichtungen entwickelt haben, welche sich schwer dem
Nahmen des Gesetzes anpassen ließen, aber bei dessen Durchführung nicht außer Acht gelassen
werden durften".

Nun, meine Herren, wenn diese Ausführung nicht „eine in wichtigen prinzipielle»
Fragen grundverschiedene Stellung" zu den Grundlagen des Gesetzesvon 1891 gegenüber
der Stellung der vorjährigen Denkschriftbedeutet, dann, meine Herren, weiß ich allerdings nicht,
wie man sich anders ausdrücken soll.

Meine Herren! In der damaligen Denkschrift smd sodann eingehend behandelt worden
diejenigen Widersprüche, die von irrenärztlicher Seite gegen die Vorlage des Provinzialausschum
erhoben worden sind. Man hat sich in der Denkschrift mit der Frage der Trennung der Heil'
baren und Unheilbaren beschäftigt, und man hat sich ferner auch mit der Frage beschäftigt,ob
der Arzt den nöthigen Einfluß hat, und besonders mit der Würterfrage. In der Wärtcrfrage
hat die Denkschriftvon 1895 — und das war dasjenige, was mich am wenigsten sympathllH
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bei dieser Broschüre berührt hat — unseren Irrenärzten den schwerwiegenden Vorwurf
direkt in's Gesicht gesagt — wenn es auch nicht mit dürren Worten darin steht; wer es
aber zwischen den Zeilen lesen will, der kann es daraus lesen, — daß sie trotz ihrer lang¬
jährigen Thätigkeit nicht im Stande gewesen wären, ein eigenes Wärterpersonal
für sich heranzubilden; sie hat den schwerwiegendenVorwurf damit begründet, daß das
Wärterpersonal sehr schnell wechsele,und sie hat ganz besonders den Vorwurf erhoben, daß
man das Wärterpersonal aus allen möglichen Ständen nehme, Schneider, Schuster
und Handschuhmacher würden herangezogen, um Wärter für die Irrenhäuser zu
gewinnen.

Nun, meine Herren, kam der Alexianer-Prozeß. Ich gehe auf den Prozeh selbst gar
nicht ein, aber das Eine hat er uns doch gelehrt, daß erstens die Beaufsichtigung der
Anstalten durch die Aerzte keine ausreichende war, und daß zweitens auch bei dem geist¬
lichen Pflegepersonal Irrthümer und Vergehungen vorgekommensind. Ganz besonders, meine
Herren, ist durch den Prozeß erwiesen worden, daß auch das geistliche Pflegepersonal der
"lexianerbrüder sich aus keinen anderen Kreisen rekrutirt, als das weltliche
Pflegepersonal, dem man das gerade in der Denkschrift so zum Vorwurf gemacht hatte.
Auch bei den Alcxianern waren es Handwerker, Schneider, Schuhmacher, die den
Leistlichen Stand ergriffen und sich zu Irrenpflegern ausgebildet hatten.

Nun, meine Herren, war die damalige Erregung und Erbitterung, die sich an diesen
Prozeß knüpfte, wie ich gestern schon gesagt hatte, zweifellos eine unberechtigteund übertriebene,
^ch habe von dem ersten Tage ab, schon während des Prozesses, dieser UeberzeugungAusdruck
Legeben. Wir sind alle Menschen und Menschen waren auch die Alexianer-Brüder, und die
Herren Vertheidiger, die mit einem so großen Aufwand sittlicher Entrüstung damals gesprochen
laben, hätten sich nur an ihre eigene Brust fassen sollen; ich glaube, sie hätten eine ganze Portion
der sittlichenEntrüstung bei Seite gelassen. (Sehr richtig! und Bravo!)

Wir haben aus der damaligen Prozeßuerhandlung nur gesehen: veooawr iu.tr«, luuro»
2t extra, hier kamen Fehler vor und auf der anderen Seite kommeil auch Fehler vor. Aber
'«eine verehrten Herren, einer Nebcrschätzung des geistlichen Pflegepersonalsund einer Unterschätzung
°eü weltlichenPflegepersonals, dessen hat sich die Denkschrift des Prouiuzialausschusses von 1895
zweifellosschuldig gemacht, und dieser Vorwurf bleibt auf derselben sitzen.

Meine Herren! Was hat nun der Herr Landesdirektor gethan, bezw. der Provinzial-
"usschuß, um die beiden Fehler, die sich durch den Prozeß herausgestellt hatten — den mangelnden

wfluß des Arztes und zweitens die Wärtcrfrage — zu beseitigen?
Was zuerst den mangelnden Einfluß des Arztes betrifft, so hat sich der Provinzial-

usschuß die Sache sehr leicht gemacht. Er sagt: „Durch die inzwischen erschienene, im Ministcrial«
"tt und in den Amtsblättern veröffentlichteministerielleAnweisung vom 20. September 1895
" die Aufnahme und Entlassung von Geisteskranken,Idioten und Epileptischenin und aus

^wnt-Incnanstnltcn wurden indessen die bereits im Einzelnen ausgearbeitetenVorschläge wegen
«Ml"' ^" verschiedenenAnstalten anzustellenden Aerzte gegenstandslos, indem der Prouinzial-

sschnß der Ansichtwar, daß, nachdem die Staatsrcgicnmg durch die erwähnte Anweisung die
umchtnng, die Leitung und die Beaufsichtigungder Privat-Irrcncmstaltcn und insbesondere auch

sicb ' ^ ^ Anstellung der Aerzte in anderer Weise geregelt hatte, die Provinzialvcrwaltung
>H leder Einwirkung auf die ärztliche Fürsorge, welche nur zu einer Collision mit den staatlichen

wchtsrechtenführen könne, zu enthalten habe".
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Also, meine verehrtenHerren, während man früher mit dürren Worten behauptete: Durch
die Grundsätze,die den Verhandlungen als Anlage beigefügt sind, ist in ausreichenderWeise für
die Beaufsichtigung des Personals und der Thätigkeit der Genossenschaften gesorgt, - sagt man
jetzt: ja, der Herr Minister, der sehr viel weitergehendeAnforderungen gestellt hat, der sehr viel
eingehendereVorschriftenerlassen hat, hat das nun so geordnet; da wollen wir uns fügen. Nun,
meine Herren, ist das nun nicht ein vollkommenanderer Standpunkt? Daß der Provinzialausschuß
das jetzt sagt, rechue ich ihm zur hohen Ehre an, aber er giebt damit zu, daß doch seine Vorschriften
damals nicht ganz ausreichend gewesen sind, denn sonst müßte er sich doch schon im Interesse der
Selbstverwaltung dagegen wehren, daß durch diese Vorschriften das Aufsichtsrecht des Herrn
Ministers allzu weit ausgedehnt wird.

Meine Herren! Was hat der Provinzialausschuß mm zweitens hinsichtlichdes Wärter-
personals gethan? Nun, ich habe den zweiten Herrn Referenten nicht deutlich verstehen könne»
bei der sehr schlechten Accustik des Saales, aber ich habe viel aus der Denkschrift nicht herauslesen
können, nnd ich meine, meine Herren, da hat der Provinzialausschuß auch vollkommenRecht. In
der Wärterfrage ist eben nichts zu thun, die Wärter sind Menschen, und so lange wir Menschen
zu Wärtern haben, werden diese Wärter Fehler machen, und uns bleibt nur die Aufgabe, dafür
zu sorgen, daß diese Fehler so viel als möglich durch Erziehung, durch den guten Einfluß der
Aerzte, der Oberen und der Wärter selbst u. s. w. beseitigt werden.

Sodann aber, meine Herren, hat der Provinzialausschuß sich doch noch in einem Punkte
wiederum vollkommen verändert, und den halte ich auch für einen prinzipiellen Gesichtspunkt.
Während er, wie ich bereits ganz im Eingang meiner Worte sagte, früher immer die Behauptung
aufgestellthat: die bestehendenAnstalten reichen vollkommenaus, hat er jetzt gesagt, daß sie nicht
ausreichen, er müsse neue bauen, und da muß er doch zugeben, daß er 1895 sich in einem ganz
verhängnißvollcnIrrthum befunden hat.

Nun sagen die Herren zwar: ja, das ist etwas ganz anderes; da kommt der Beschluß
von der Stadt Köln, der ändert die Sache und daun zweitens die Auflösungder Anstalt Mariaberg,
die ändert die Sache ebenfalls. Ja, meine Herren, ich gebe dies zu. Aber der Provinzialausschuß
begründet das jetzt hervortretende Baubedürfniß nicht nur mit Köln und Mariaberg, sondern er
führt außerdem eine ganze Reihe von weiteren Gründen an, die in der diesjährigen Denkschrift
überschrieben sind: „Ordentliche Ursachenund deren Wirkung". Diese ordentlichen Ursachen und deren
Wirkungen waren im Jahre 1895 genau so vorhanden, wie sie im Jahre 18',)? vorhanden sind.
Alle diese Ursachenuud Wirkungen, die dort angeführt sind und die eine weitere Fürsorge bezw.
Neubauten nothwendig machen, konnte uns der Provinzialausschuß im Jahre 1895 ebenso gut
vortragen, wie er sie uns jetzt vortragen kann und das hat er eben übersehen.

Meine Herren! Ich will dem Provinzialausschuß daraus keinen Vorwurf machen, er hat
sich eben thatsächlichin einem Irrthum befunden und diesen Irrthum habe ich ihm gestern vorge¬
halten und das, meine ich, ist eine sachliche, durchaus in dem Nahmen der Eompetenz des
Provinziallandtags-Abgeordneten liegende Kritik.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat aber weiter nach meiner Meinung auch diesen
seinen Irrthum in hohem Maße wieder gut gemacht. Alle die Maßnahmen, die der Herr Landes-
direktor und der Provinzialausschuß ergriffen haben, um den durch die Schließung von Mariaberg
geschaffenen Zustand zu beseitigen,über die Verlegenheiten hinwegzuhelfen, kann ich nur billigen-
Ebenso trete ich vollkommenallen denjenigen Vorschlägenbei — mit einer einzigen, am Schlüsse
zu erwähuenden Ausnahme — die der Provinzialausschuß in der Denkschrift — „Bericht und An¬
träge" heißt diese Denkschrift — diesmal uns gemacht hat.

e
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Aber ich möchte doch noch auf Eins aufmerksam machen,daß auch hier sich wiederum ein
vollständiger Wandel findet in den jetzigenAnschauungengegen die Vorschläge des Jahres 1895.
Jetzt schlägt uns der Provinzialausschuß die Erbauung einer öffentlichen Irrenanstalt vor, während
es sich auch heute im Wesentlichenum Beschaffungvon Pflegcaustalten für nicht heilbare Kranke
handelt. Hätte sich der Provinzialausschuß also in seinen Anffassnngennicht in etwa geändert,
so würde er uns doch zweckmäßig wieder den Abschlußirgend eines Vertrages mit einer Genossen¬
schaft oder mit der inneren Mission vorschlagenmüssen. Ich bin überzeugt, daß der Herr Abge¬
ordnete Conzc sehr gern bereit sein würde, einen ähnlichen Vertrag, wie er ihn schon abgeschlossen
hat, sofort mit dem Provinzialausschußwieder einzugehen. (AbgeordneteConzc: Bitte, bitte, das
ist ein Irrthum!) Ich erblicke wenigstens in dem jetzigen Vorschlage des Pruvinzialausschusses,
auch für Pfleglinge uuumehr eine öffentlicheAnstalt zu bauen, einen thatsächlichen prinzipiellen
Wechsel gegen den Standpunkt von 1891 bezhsw. 1895.

Nun, meine Herren, möchte ich dem Provinzialausschuß dazu gratulircn, daß er sich ent«
schlössen hat, seine Anschauungenzu ändern und eine eigene Anstalt zu bauen. Meine Herren,
der Herr Landesdirektor hat vollkommenRecht — und in all den Denkschriften ist dem bei¬
getreten — daß bei dem Inkrafttreten des Gesetzes von 1891 und schon vorher die Rheinische
Irrenpflege keineswegs vor einer tadulu, rasa stand, sondern mit gegebcucuVerhältnissen rechnen
wußte, und es wird jeder verständige Mensch dein Provinzialausschuß nur darin beitreten können,
daß er mit Recht die Verträge, die damals bestanden, beibehalten und die Priuatanstaltcn nicht
alle aufgelöst hat. Etwas Anderes ist es aber, meine Herren, ob man ein einmal vorhandenesSystem
beibehält, oder ob man es auch noch erheblichweiter entwickele, und da möchte ich denn doch
dem Herrn Landesdirektor in die Erinnerung zurückrufen, daß er seit 1891 eine ganze Masse
neuer Verträge mit Privawnstalten geschlossen hat, nach denen Idioten-, nach denen Geistes¬
kranken-,„ach denen Epileptiker-Anstalten ganz neu von Genossenschaften bezw. von der Inneren
Mission errichtet worden sind. Es handelt sich also nicht bloß um eine Conseroirung des
bestehenden Zustandes, sondern auch um eine weitere Entwicklungin derselben Richtung. Durch
^e heutige Vorlage wird nun, wie ich ausdrücklichwiederhole, das bisherige System verlassen.
Nach meiner Meinung ist dies abermals eine prinzipielle Aenderung der Anschauungendes Pro-
«wzialausschusses.

Meine Herren! Wenn ich hiernach die Behauptung, die ich gestern und im vorigen
Jahre aufgestellt habe, vollständig aufrecht erhalte, daß in wichtigen prinzipiellen Fragen der
Irrelipflege der jetzige Standpunkt des Provinzialausschusscs ein abweichenderist von dem des
Jahres 1895, wenn ich ferner den jetzigen Standpunkt für richtig halte und den heute gestellten
""trägen vollständig zustimme, so hätte ich ja eigentlichnicht nöthig gehabt, die Verweisung in
"ne besondereCommissionzu beantragen; es würde dann genügen, daß die II, Fachconunission
"° Sache prüft, oder baß lediglich hier im Plenum verhandelt würde. Es verleiteten mich zu
'»einem entgegengesetzten Antrage aber zwei oder drei Gesichtspunkte.

Der erste ist, daß mir durch die Ministermlinstruktiondie Stellung des Arztes zu dem
"°"°ssenschaftsuorstandeuud zu dem Wärterpersonal noch nicht in hinreichendscharfer Weise pm-
Mut erscheint, Meines Erachten« muß aus den Bedingungen, die wir unsern Verträgen mit
^enossenschaft^slalten zu Grunde legen, klar hervorgehen, daß der eigentliche Leiter der Anstalt
°" Arzt ist, daß auf Verlangen des Arztes ungeeignetesPflegepersonal entfernt werden muß, selbst¬
verständlich immer vorbehaltlich des Rekurses und der Entscheidung des Herrn Landesdirektors,
^"s, meine Herren, sagt die Miuisterialinstruktion nicht mit dieser Schärfe, und da möchte ich die
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Commissionbitten, ihrerseits die allergrößte Aufmerksamkeitdarauf zu richten, daß dieses Ver¬
hältniß klargestelltwird.

Der zweite Punkt betrifft die irren Verbrecher und die verbrecherischen Irren.
Meine Herren! So daukenswerth wie das Vorgehen des Herrn Landesdirektors ist, diese

Elemente aus den Anstalten beseitigen zu wollen, so glaube ich doch, daß der RheinischePro¬
vinziallandtag keine Veranlassung hat, den prinzipiellen Gesichtspunkt, daß für irre Verbrecher
und verbrecherische Irre die Fürsorge nicht der Provinzialuerwciltung, sondern dem Staate obliegt,
zu verlassen. Meine Herren, wir müssen daher, wenn wir dem Antrage des Provinzialausschussesstatt¬
geben und eine besondere Station für irre Verbrecherbauen, trotzdem mit aller Entschiedenheitan die
gesetzgebenden Körper petitioniren, daß dieser unberechtigteZustand beseitigt wird und daß der
Staat für die irren Verbrecher einzutreten hat, daß ihm allein auch die Fürsorge für die ver¬
brecherischen Irren obliegt, daß das niemals eine Aufgabe der Selbstverwaltungsorgane sein kann.
Sehr richtig!)

Meine Herren! Den dritten Gesichtspunkt,der mich zu meinem Antrage bestimmt, über¬
gehe ich zur Zeit, ich schließe mit den Worten einer Nefolution des Irrenärzte-Vereins, welche
in der Denkschriftvom Jahre 1895 angeführt ist und dort zu Ausführungen gegen die Irren¬
ärzte benutzt wird. Sie lautet:

„Die über die Beaufsichtigungder Irrenanstalten, öffentlichen und privaten, bestehenden
Vorschriften und die den BeHürdeneingeräumten Befugnisse genügen den strengsten An¬
forderungenund bieten, richtig behandelt, »ach jeder Richtung hin volle Sicherheit"

Meine Herren! Diese Resolution trifft zweifellos das Nichtige, aber der Werth ist zu
legen auf das Wort: „richtig behandelt". Vorfchriftcn haben wir eine ganze Menge gehabt,
aber richtig behandelt sind sie nicht. Das hat zweifellos doch die Prozeßuerhandlung gegen
die Alexianer ergeben, und daß diese Vorlage mit dazu dienen möchte, die richtige Behandlung
zu erzielen, das wäre mein Wunsch. Ich habe geglaubt, den Wunsch dadurch erreichcu zu können,
daß ich eine besondere Commissionvorgeschlagenhabe. Gegenüber den Bedenken indessen, meine
Herren, die der Herr LandesdirektorausgesprochenHai, daß in meinem Antrage ein Mißtrauen nach
Außen hin gegen unsere Verwaltung erblickt werden könnte — ein Gedanke, der mir ganz fern
liegt, ich habe ihn nie gehabt — ziehe ich diesen Vorschlag hiermit zurück. Ich bin vielmehr
damit einverstanden, daß die Vorlage der II. Fachcommissionüberwiesenwird, würde aber meinen,
daß bei der außerordentlichen Wichtigkeitder Sache es doch gerathen wäre, sie um 5 Mitglieder
zu verstärken, (sehr richtig!) so daß also 25 Mitglieder dann die Vorlage berathen könnten.

Meine Herren! Ich spreche den herzlichen Wunsch aus, daß es den ernsten Verathungen
dieser Commission gelingen möge, auf diesem Gebiete das zu schaffen, was zum Wohle der
Provinz dienen kann. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Herr Oberbürgermeister Zweigert hat den

Gegensatz, welcher sich zwischen der heutigeil und der bei der vorigen Session Ihnen gemachten
Vorlage ergeben soll, an der Hand einer Anzahl von Sätzen nachzuweisen versucht. Meine
Herren, ich gebe zu, daß diese sehr geschickt ausgesuchten Sätze einen Widerspruch wohl in einem
gewissen Sinne constatiren können. Indessen, meine Herren, ich möchte vor Allein sagen: darauf
kommt es doch bei der Vorlage nicht an, (fehr richtig!) ob man irgend einen Satz in einer
früheren Vorlage mit einer späteren Vorlage in Widerspruch bringen kann, oder nicht, (s^l
richtig!) sondern es kommt vor Allem darauf an, ob das, was wir Ihnen vorschlagen, richUg
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ist oder nicht. Die Verhältnisse haben sich inmittelst geändert, und darnach ändern sich mich die
Vorschlage. Es ist das anders gar nicht möglich.

Es sei mir gestattet, meine Herren, dies an der Hand einiger Beispiele, die Herr Ober¬
bürgermeister Zweigert Ihnen auch vorgeführt hat, nachzuweisen. Was zunächst die Aerztefrage
anlangt, so enthielt die Dienstvorschrift, welche Sie im Jahre 1895, erlassen haben, folgende
Bestimmung: „Die Ernennung und Entlassung der Aerzte erfolgt durch den Vorstand der
betreffendenAnstalt im Einvernehmen mit dein Landesdirektor. Die Aerzte müssen psychiatrisch
gebildet bezw. mit der Irrenfrage praktischvertraut sein. Diese Aerzte, welche Vertrauensärzte
des Provinzialverbandes wie der Anstalt sind, sind verpflichtet":c. Meine Herren, zwischenzeitlich
ist die Ministerial-Instruktion ergangen, welche bestimmt, daß die Aerzte an den Privat«
Irrenanstalten mit Genehmigung des Rcgierungs-Präsidenten ernannt werden sollen, und daß
der Negierungs-Präsident zu bestimmen hat, ob die Voraussetzungen,welche erfordert werden müssen,
um an einer solchen Anstalt zu wirken, vorhanden sind oder nicht. Da nun die Königliche
Staatsregierung die Aufsicht über die Priuatanstalten zu führen hat, ist es naturgemäß, daß sie
darüber befindet, ob der Arzt die geeignete Persönlichkeit ist oder nicht. Was, meine Herren, sollten
wir nun dieser an und für sich richtigenThatsachegegenüber thun? Wir konnten meines Erachtens
nur sagen: wir lassen unsere Mitwirkung bei der Anstellung der Aerzte fallen, denn wollten wir
einen Arzt, den die Negierung für geeignet erachtet, nicht als geeignet ansehen, dann wäre ja ein
Konfliktda, oder wollten wir geineinsam mit dem Anstaltsvorstande der Negierung einen Arzt
vorschlagen, welchen der Präsident nicht für geeignet halt, so würde die Ablehnung doppelt
hart empfunden werden. Die Anstalt würde sagen: die Provinzialverwaltung hat den Arzt für
geeigneterklärt, aber die Negierung nicht — es kann dies nur auf Gründen beruhe», welche nicht
" der mangelnden Qualifikation als Irrenarzt zu suchen sind. Meine Herren, wenn zwei
Stellen die gleiche Aufsicht führen sollen, so führt das nur zu leicht zu Streitigkeiten. Nachdem
die Staatsregierung für die Anstclluug der Aerzte ihrerseits Sorge getragen, ihrerseits die
Bestätigung in die Hand genommen hat, war es nur naturgemäß, daß wir die Mitwirkung falle,,
ließen, und daß wir in dem jetzigenBerichte sagten: angesichts der neu erlassenenMinistcrial-
bestimmungcnlassen wir die in dem früheren Berichte als nothwendig bezeichneteMitwirkung bei
der Anstellung der Aerzte an den Privatanstalten fallen.

Ebensowenig ist der Widerspruchvorhanden bei der Wärterfragc. Der vorige Landtag hatte
beschlossen, dem Provinzialausschuß aufzutragen, er solle für die Ausbildung der Wärter Sorge
^agen und zwar durch Errichtung von Wärterschulen. Wir haben diese Frage eingehendgeprüft
und berichten nun in der neuen Vorlage über die Vorschläge, zu denen wir für unsere Prouinzial-
anstalten gelangt sind. Wenn bei diesen Vorschlägen sich Abweichungenvon den früheren Aus-
Führungen hinsichtlich der Priuatanstalten finden, so liegt dies auch in der Natur der Verhaltmssc.

Wenn, meine Herren, frilher gesagt wurde: Die Provinzialanstalten reichen aus. und
b"'te gesagt wird: sie reichen nicht mehr ans. so ist dies ebenfalls lediglich eine Conseqnenzder
zwischenzeitlicheingetretenenVerhältnisse. .....<...

Die frühere Alerianer-Austalt zn Aachen,wo 400 Kranke augenblicklichsich befinden wird
""t dem 1, April 1899 fortfallen. Zwischenzeitlichhat ferner die Stadt Köln, welche früher
^schlössen hatte, eine eigene Anstalt für 700 Kranke zu erbauen, diesen Ncuban abgegeben
"!'d 'st in den allgemeinen Irrenverband der Provinz zurückgetreten. Deshalb müssen w.r für
d"se 700 Kranke» sorgen und zwar handelt es sich hierbei von heilbaren nnd nicht blos von
unheilbarenKranken. Aus diesen neu eingetretenenVerhältnissen,welche wir in, Jahre 1895 nicht

11*
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vorhcrsehenkonnten, erklärt sich zur Genüge, weshalb unsere bestehenden Heilaustalten nicht mehr
genügen und weshalb wir zu Neubauten schreiten müssen.

Wenn aber ein Wechsel des Systems darin gefuudeu werdeu soll, daß wir heute nicht
wieder vorschlagen,weitere Verträge mit Privatanstalten abzuschließen,so erklärt sich dies aus zwei
Gründen, einmal daraus, daß die Privatanstalten unter den erschwerenden Bestimmungen, welche
die Miuisterialuorschrifteuerlasseu habe», uicht mehr in der Lage sind, neue Kraule aufzunehmen,
und auch nicht geneigt sind, znr Vergrößerung ihrer Anstalten überzugehen. Sodann ist zu beachten,
daß es sich bei den vorgeschlagenen Neubauten um Heilanstalteu handelt, welche Anstalten stets von
der Provinz gebaut worden sind. Die Fürsorge für heilbare Kranke haben wir ausschließlichin
eigene« Anstalten geübt und bleiben unsere heutigen Vorschlägedem bis jetzt geübten System getreu.
Daß hier ein Wechsel des Systems vorliegen soll, vermag ich weder einzuschcu noch zuzugeben.
Wenn Herr Zwcigert sagt, wir hätten im Jahre 1893 nicht blos das vorhandene genommen,
sondern weitere Verträge abgeschlossen, so muß ich dagegen doch geltend machen, daß die Verträge
alle vor der Zeit liegen, ehe das Gesetz von 1881 uus die Verpflichtung für alle Geisteskranke
zu sorgen, auferlegte.

Weiter ist die Frage der irren Verbrecher berührt worden. Prinzipiell nehme ich den
Standpunkt ein, daß der Staat verpflichtet ist, für die irren Verbrecher zu sorgen. Ich habe
von diesem Standpunkte ausgehend, die Petition der Landesdirektorcn, welche noch vor Kurzen:
im Abgeordnetenhausezur Sprache gekommen ist, mit unterzeichnet und bleibe ich auch heute
noch prinzipiell dabei, daß der Staat verpflichtet ist, für die irren Verbrecher zu sorgen. Aber,
meine Herren, mit diesem prinzipiellenStandpunkte kommen wir nicht weit. Selbst wenn der Staat
die Verpflichtungübernimmt, für die irren Verbrecher zu sorgen, ist uns damit noch nicht gedient,
sondern es bleibt dann noch eine ganze Kategorie von derartigen Persönlichkeiten übrig, für
welche der Staat niemals die Fürsorge übernehmen wird. (5s sind dies die verbrecherischen Irren,
welche nicht bestraft worden sind, uud diejenigen Zuchthäusler, welche nach Beendigung der
Strafzeit in Irrsinn verfallen. Diese Kranken werden die 40 Plätze schon füllen, welche wir
in Düren erbauen wollen.

Ich habe durchaus nichts dagegen, wenn Sie Ihrerseits zu der prinzipiellen Frage in
dein Sinne Stellung nehmen, daß Sie aussprechen, daß der Staat verpflichtet bleibe, für seine
Zuchthäusler zu sorgen, und daß Sie eine Verpflichtung in keiner Weise anerkennen wollen,
sondern nur für diejenigen Personen sorgen wollen, die uns zur Last fallen, ohne daß wir dem
Staat die Verpflichtung auferlegen können.

VorsitzenderV eck er: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Knebel,
Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Nachdem der Herr AbgeordneteZweigert seine«

gestrigen Antrag zurückgezogen hat, kann ich mich sehr kurz fassen; aber zu einigen abweichenden
Bemerkungenveranlassen mich seine Ausführungen doch. Zuuächst gehe ich davon aus, daß der Hcn
Lcmdcsdirektormit vollem Rechte zurückgegriffenhat auf den Alcxianer-Prozcß. Der Landtag
kann ihm nur Dank wiffen dafür, daß er uns ein Vild entrollt hat, wie fich heute, nachdem
einige Jahre verflossenfind, in den Augcu der Provinzialverwaltung die damaligen Ereignisse dar¬
stellen. Ich möchte auch keinem Abgeordneten es verwehren, seinerseits auf die Sache zurückzu¬
kommen. Ich bin weit entfernt, dem Herrn Zwcigert das Recht zu bcstrcitcn, heute diefe Dinge
zu erörtern, im Gegentheil, stände ich auf demselbenBoden wie er, so würde ich mich auch fül
verpflichtethalten, ähnliche Ausführungen zu machen. Allein, ich stehe nicht auf demselben Boden-
Diejenigen Gegensätze,die Herr Zweigert so außerordentlich scharf pointirt hat, kann ich in der
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früheren und der jetzigen Haltung des Provinzialausschussesnicht erblicken. Ich meine, es ist dem
Herrn Zweigelt auch nicht gelungen, nachzuweisen,daß in der That eine grundsätzlicheVer¬
änderung des Standpunktes mittlerweile vor sich gegangen ist. Wohl hat er hingewiesen auf
einzelne thatsächliche Unterschiede zwischen der früheren und der jetzigen Denkschrift, aber, wenn er
gesagt hat, die frühere Denkschrift habe gegen die jetzige in prinzipieller Hinsicht vielfach in einem
diametralenGegensatz gestanden, so muß ich das auf das Bestimmteste bcstreitcn. (Zuruf: Das hat er
nicht gesagt!) Wenigstens kann ich einen solchen diametralen Gegensatz in grundsätzlichen Dingen
durchaus nicht anerkennen. (Abgeordneter Zweigert: Das habe ich ja gar nicht gesagt, Zurufe:
Das hat er nicht gesagt, „diametral" hat er abgelehnt,) Ich habe bei seiner Rede notirt, daß
viele und prinzipielle Punkte im diametralen Gegensatze stünden; ich müßte dann falsch gehört
haben. Ich sprechevon den gestrigen Aeußeruugcuuud auf die möchte ich zurückgreifen;denn
Herr Abgeordneter Zweigcrt hat an diese Aeußerungen gestern den Antrag geknüpft,die Vorlage
einer besonderenCommission zu überweise». Hätte er diesen Autrag sachlich begründet, dann würde
>ch meinerseits gern dem Antrage zugestimmt haben. Ich verkennegar nicht, daß für eine be¬
sondereCommissionsehr viele und bemerkenswerthcGesichtspunktegeltend gemacht werden können.
Es handelt sich hier um eine ganz außergewöhnlichgroße Aufgabe, die für die Provinz bevor»
"eht, um eine Aufgabe, die sachlich von einer außergewöhnlichenSchwierigkeitist und die uns
außergewöhnlichhohe Kosten verursachen wird. Daß man da die ständige Commission,der die
laufenden Sachen überwiesenwerden, nicht für diejenige hält, der auch diese Sache überwiesen
werden soll, dem stehe ich, wie gesagt, gar nicht fern. Ich würde meinerseits vielleicht den Au-
lwg also unterstützt haben, wenn er in dieser Weise motivirt worden wäre. Aber das hat der
Herr Abgeordnete Zweigcrt nicht gethan, sondern er hat ihn damit befürwortet, daß er der
II Fachcommission ein Mißtrauensvotum in optima, toi-ma ertheilte. Er hat erklärt: die II. Fach¬
kommission hat der früheren Denkschrift zugestimmt,die jetzige Denkschrift steht im diametralen Gegen¬
satz dazu; folglich ist die II, Fachcommissionnicht in der Lagc, objektiv an die Berathung dieser
neuen Denkschrift heranzutreten. Ich wiederhole,daß ich einen solchen Gegensatz nicht anerkenne
und daß ich deshalb die II. Fachcommissionmeinerseits nicht für ungeeignet erachte. Aber ich
glaube auch Namens der II, Fachcommission,die heute sich in zwangloser Weise über diese Frage
unterhalten hat, erklären zu dürfen: die Commissionwürde es durchaus nicht tragisch aufgefaßt
Mben, wenn auf den Antrag, wie er gestellt war, eine besondereCommissionmit der Berathung
beauftragt worden wäre. Nachdem aber die Sache eine prinzipielle geworden ist dadurch, daß

^r Herr Landcsdirektor meinte, es würde der Eindrucknach Außen wesentlichbeeinflußt werden
durch die Einsetzung einer besonderen Commission,da muß ich doch von dem Standpunkte, den
'ch ursprünglich eigentlich hatte, abgehen. Ich wollte dem hohen Hause vollkommenanheimgeben,
°° es «ine besondere Commission, oder die II Fachcommission beauftragen wollte, möchte nunmehr
°°er befürworten, die II. Fachcommissionmit der Sache zu beauftragen, indem ich durchaus mich
°annt einverstanden erkläre, daß die II. Fachcommissionum 5 Mitglieder verstärkt werde, dannt
°lejenigcnPersonen, denen eine ganz besondereSachkenntnißund ein besonderes Interesse beiwohnt,
" den Berathungen sich betheiligen können.

.... Im Uebrigen glaube ich sagen zu können, wenn Sie die Vorlage der II. Fachcommission
^weisen, dann wird dieselbe ohne jede vorgefaßte Meinung an die Berathung herantreten,
U"d wird bemüht sein, daß ihre Beschlüsse lediglich im Interesse unserer Provinz ausfallen. (Beifall.)
«« , Vuisitzender Necker- Meine Herren! Ich möchte nur wiederholtnnt Rücksicht auf die mcht
«unstlge Akustik des Hauses bitten, daß die Henen Redner möglichst von der Tribüne aus
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sprechen, sonst ist die Presse, wie sie versichert, nicht in der Lage, den Verhandlungen folgen
zu können.

Das Wort hat zunächstder Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Wenn ich noch einen Zweifel an der schlechten

Akustik dieses Hauses hätte, so würde mir dieser Zweifel durch die Rede des letzten Herrn Redners
vollständig behoben sein. Der Herr Kollege Knebel hat den Herrn OberbürgermeisterZwcigert so
aufgefaßt, als ob er heute einen diametralen Gegensatz zwischen der Denkschriftvon heute und
der von vor zwei Jahren constcitirthabe, (AbgeordneterKnebel: Nein gestern!) Ich habe den
OberbürgermeisterZwcigert dahin verstanden, daß er diesen diametralen Gegensatz geradezu in
Abrede gestellt hat, (Rufe: Jawohl!) und, daß er nur behauptet hat, es wären einige prinzipielle
Punkte, in welchen diese Denkschriften von einander abwichen. Also, meine Herren, wieder ein
Beweis, daß die Akustik dieses Saales, wie es mir scheint, sehr gelitten hat. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Im Ucbrigen will ich mich in den Streit zwischendem Herrn Ober¬
bürgermeisterZwcigert und dem Herrn Landcsdircktor über die prinzipiellen Gegensätze, in welchen
die zweite Denkschriftzur ersten stehen soll, nicht mischen. Ich will nur eins sagen: Die that¬
sächlichen Verhältnisse in Bezug auf den Punkt, der uns heute beschäftigt,ändern sich jedes Jahr,
(Zustimmung) auch die Systeme der Irrenpflege ändern sich, die Ansichten der Aerzte ändern sich
auch (Zuruf: Noch viel mehr!) und daher ist es nothwendig, daß eine große Verwaltung diesen
Dingen stets folgt. Ich kann es daher nur für einen Vorzug erachten, wcuu diese Verwaltung
eiue gewisse Beweglichkeitund eiu gewisses Anpassungsvermögen au die jederzeit obwaltenden
Verhältnisse zeigt, wie es auch iu diesem Bericht hier hervorgetreten ist, (Sehr richtig!)

Meine Herren! Nun hat der Herr OberbürgermeisterZwcigert auch wieder die Frage von
den irren Verbrechernund den vcrbrcchischcn Irren angeregt, und ich bin mit ihm ganz derselben
Auffassung,daß wir stets dahin wirkeu müssen, daß der Staat es anerkennt, daß ihm die Fürsorge
für solche Irre, welche der Strafhaft uuterliegeu, zusteht. Aber, meine Herren, ich muß die
Hoffnung auf ein günstiges Resultat in dieser Beziehung leider sehr herabstimmcn. Es ist nM
vor einigen Tagen aus dem preußische» Abgeorductcnhauseder Commissionsberichtzugegangen über
die Petitionen namentlich aus der Provinz Sachsen, welche gerade diesen Gegenstand berührt haben,
und nach diesem Cumniissionsbericht,den ich dem Herrn Landesdirektor und auch dem Herrn
OberbürgermeisterZweigert zur Verfügung stelle, haben die Vertreter der Regierung ausdrücklich
erklärt, daß sie nie und nimmermehr auf diese Forderung eingehen würden, nnd ich kann daher
der Hoffnung mich nicht hingeben, daß etwaige crnentc Petitionen zu einem besseren Resultat
führen werden, uud so sind wir nach meiner Auffassunggezwuugcu,die Forderuug des Provinzial-
ausschusscs, iu dieser Beziehung unsererseitsvorläufig Fürsorge zu treffen, zu erfülleil.

Nun will ich auf die Sache selbst nicht näher eingehen. Ich muß gestehen, daß das
Referat im Großen und Ganzen auf mich ciucu übcrzcugcudcuEindruck gemacht hat, und daß ich
mich der Hoffnung hingebe, daß aus den Berathuugcu der II. Commission, welcher ich ebenfalls
die Sache zu übertragen wüusche, ein gutes und dem Referat entsprechendesResultat hervorgeht-

Ich habe mich wesentlich zum Worte gemeldet, um einige Worte über das finanzielle
Ergebniß zu sagen. Meine Herren, das finanzielle Ergebniß dieser Vorlage kann uns meines
Erachtens nicht allzn sehr erschrecken und sollte uns meines Erachtens auch nicht abhalten, den
Forderungen, die gestellt sind, sofern wir sie mir irgendwie als berechtigt anerkennen, zuzustimmen.
Das Ergebniß ist kurz folgendes: Um die Anstalten, die uus hier vorgeschlagen werden, zu bauen
nnd die Veränderungen vorznnehmen,die gemacht werden sollen, müssen wir schließlich ein Kapital



40. RheinischerProumziallandtllg, 3. Sitzun g am 9. M ärz 1897. 8?

von rund 9 Millionen Mark aufnehmen incl, der Kosten für die Blindenanstalt, Dieses würde
erfordern an Amortisation und Verzinsung jahrlich 450000 Mark, Davon stehen 100000 Mark
bereits in diesem Etat, Es fehlen aber noch 350000 Mark, welche erst im zwcitfolgendenEtat,
also im Etat von 1901 bis 1903, voll zur Geltung gelangen werden. Im nächstjährigen Etat werden
wir vielleichtwiederum an Zinsen 100- bis 150000 Mark einstellenmüssen und dann im zweit¬
folgendenJahre den Nest, sodaß die ganze Zinsfordcrung erst im zwcitfolgcndcnGtat nach diesem»
zur Geltung gelangen wird. (Sehr richtig!) Nun aber habe ich schon gestern ausgeführt, daß
mit dem Wachsen der Staatssteuern diese Sache für uns ganz unbedenklichist, Wenn Sie einen
Blick auf das Wachsender Staatssteucrn werfen, so werden Sie mit mir sofort derselbenUeber¬
zeugung sein. Die Staatssteucrn, welche der Pruvinzialumlage zu Grunde gelegt werden, betrugen
im Jahre 1894/95 rund 39 Millionen Nun kam Ende 1894 die neue Gcbäudccinschätzung nnd
'" Folge dessen stieg die Staatsstcuer für das Jahr 1895/96 auf 41617000 Mark, das ist also
eine einmalige Steigerung von 2600000 Mark. Im Jahre 1896/9? ist aber wiedernm c.ne
erhebliche Steigerung zu bemerken. Waren die Staatssteucrn im Jahre vorher, wie ich eben sagte,
41617000 Mark, so sind sie im Jahre 1896/97 veranschlagt auf 43488832 Mark. Nuu ist
aber zu bemerken,daß in der ersten Zahl das berichtigteSoll liegt und in der zweiten Zahl das
nicht berichtigteSoll. Rechnen Sie nun von der zweiten Zahl noch einige HuudcrttcmseudMark
ab, welche durch die Berichtigung des Solls ausfallen werden, so wird sich doch immerhin ergeben,
daß die Stencrn auch nach dcr Gebändcstcucr-Veranschlagnng,also in einer Zeit, wo die Wirkung
der Geblludesteucr-Vcraulaguugnicht mehr zum Vorschein kommen konnte, doch um mindestens
1'/2 Millionen gestiegen sind und wenn ich nnn annehme, daß bei den günstigen Fortschritten
"nserer gewerblichen Verhältnisse cmch im nächsten Jahre und iu den uächstfolgendenZähren
«ne solche Steigerung eintreten wird, so hege ich die feste Ueberzeugung,meine Herren, daß nur
mit 11°/« Umlage auf die Staatssteuern allen Anforderungengerecht werden und auch den Anforde¬
rungen werden genügen können, welche durch die heutige Vorlage an uns gestelltwerden. (Beifall.)

VorsttzeudcrBecker: Das Wort hat Herr AbgeordneterZweigert.
Abgeordnet« ^weigert: Meine verehrten Herren! Der Herr Abgeordnete Knebel sowohl,

wie der Herr Landesdirektor haben hier erklärt, daß sie ihrerseits die Gegensätze,die ich zwischen
d« vorjährigen Vorlage und der diesjährige,!fände, als vorhanden nicht anerkennenkonnten. Der
H«r Landesdirektor hat gesagt, meine Zusammenstellung von Ausführungen be'der Vorlage,, w e
eme gauz geschickte, sei aber nicht beweisend und der Herr AbgeordneteKnebel hat Grunde über¬
haupt nicht angeführt. Nun frage ich Sie- wie soll ich denn anders dednznen, als ans den eigenen
Worten der D n schrift? Ich kann doch nicht wissen, was in dem innersten Herzensschrem des
Herrn Landesdirektors noch alles verborgen ist. (Heiterkeit.) Ich habe lediglich Ws zur Grundla
"einer Ausführuugeu genommen,was er in der Denkschrift ausgesprochen hat uud
^schlössen- Hiernach scheint mir eine prinzipielle Aenderung des Standpunktes des P:°v.nz,al-

diametralenGegensätzen gar nicht gesprochen.

MderspH De« Knebel cheint das ans Zeitnngsnotizenzu h^m Zeitungen
b°be ich da nämlich auch gelesen. Das unkörrigirte Stenogramm meiner gestrigenRe stelle ich

dem Herrn Abge"dn ten Kn be zur Verfügung. Ich besinne mich wenigstens auf dicscn Ausdruck nichts
Wcnn dcr H rr AbgeordneteKnebel mir aber den Vorwurf macht daß

Z mein V« nge ^ m5 e Anträge nick/sachlich begründet hätte, dam. mn ich doch diesen
V""urf auf das Allerentschiedenstezurückweise«. Ich Mbe, ruh.ger und sachlicherkann man
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eine Sache wirklich nicht behandeln, als wie ich sie behandelt habe (Oho!) und wenn eine solche
Kritik an den Maßnahmen des Provinzialnusschusses,wie ich sie ausgeübt habe, nicht mehr zulässig
sein soll und bereits als eine unsachliche bezeichnet werden muß, dann, meine Herren, wollen wir
lieber nach Hause gehen und unsere Berathungen hier einstellen. (Bravo!)

Meine Herren! Was ich durch meine Anträge und meine Reden gewollt habe, das ist
Zicht: mit dem Provinzialausschuß einen Wortkampf führen, sondern es ist das Bestreben, die
Stellung der Aerzte und der ärztlichen Autorität in dem gestimmten Irrenwesen
zu stärken.

Meine Herren! Wir Juristen — ich gehöre ja auch zu der Zunft — sind leider viel
zu sehr der Ueberzeugung, daß wir allein gut verwalten könnten (sehr richtig!) und sind viel
zu sehr geneigt, die eigentlichsachverständigen Autoritäten in den Hintergrund zu drücken. Diesem
Bestreben, meine verehrten Herren, wie es auch in den vorjährigen Vorlagen latent zum Ausdruck
kam, entgegenzutreten,das ist der Zweck meines gcmzen Vorgehens gewesen und wenn es mir
nur in etwas gelungen sein sollte, bei dem einen oder dem anderen unter Ihnen den Eindruck
hervorzurufen, daß es bringend nöthig ist, die ärztliche Autorität auf dem Gebiete der Irrenpflcgc
zu stärken, dann würde ich meinen Zweck erreichthaben.

Ich kann mit dem Herrn Abgeordneten Fritzen nur anerkennen, daß ich dem Provinziell-
ausschuß — und ich habe das auch bereis ausgesprochen— außerordentlich dankbar dafür bin,
daß er sich beweglich gezeigt hat, daß er nicht einseitig festgehalten hat an dem einmal eingenommenen
Standpunkt, sondern daß er sich durch richtige und sachliche Gründe überzeugt hat, daß er sich
ebensowohlirren kaun wie jeder andere Mensch und daß er sich thatsächlichauch geirrt hat.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Landesdircktor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Zwcigert hat auf den

Schrein in meiner Brust verwiesen. Ich will denselben öffnen, und dann wird er dreierlei darin
finden, (große Heiterkeit) erstens keinen Widerspruch der jetzigen mit der früheren Vorlage; zweitens
volle Anertcnntniß dafür, daß Herr OberbürgermeisterZwcigert in durchaus sachgemäßer Weise
vorgegangen ist und weder mir noch dem Provinzialausschuß auch um im entferntesten Anlaß
gegeben hat, etwas Persönliches in seinen Ausführungen zu erblicken. Die Vemerkungeuwaren, wie
ich anerkenne, vielmehr in allen Puuttcn durchaus sachlich gehalten und mir nur angenehm, weil
dieselben den Anlaß zu eiuer Diskussion boten, die Ihnen allen gewiß interessant gewesen ist.
Das dritte, was Sie finden werden, ist, daß es durchaus nicht meine Absicht ist, die sachverständigen
Aerzte zurückzudrängen,die Anwesenheitdes Herrn Pclman und des Herrn Oebcke in der heutigen
Sitzung, sowie der von mir ausgegangeneVorschlag zur Anstellung eines Landespsychiatersbeweisen
vielmehr, daß ich gewillt und gesonnen bin, den Aerzten den ihnen gebührendenPlatz in der Frage
der Irrenpflege überall zu sichern, (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf Schluß gestellt. Es hat sich
auch Niemand weiter zum Wort gemeldet (Abgeordneter Knebel: persönlich!) Ich schließe die
Verhandlung und gebe zunächst das Wort Herrn Knebel zur persönlichenBemerkung.

Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Wenn der Herr Abgeordnete Zweigert in meinen
Ausführungen den Vorwurf mangelnder sachlicherBegründung gefunden hat, dann vermag ich
das auch nur auf die Akustik des Hauses zurückzuführen. (Heiterkeit.) Der Anlaß dazu ist wir
völlig unerklärlich. Ich bin mir jedenfalls bewußt, die Absicht eines solchen Vorwurfs nicht
gehabt zu haben.

VorsitzenderNecker: Meine Herren! Wir kommen dann zur Abstimmung. Es liegt vor
ein Antrag des Herrn Landesdirektors, die Angelegenheit der um 5 Mitglieder zu verstärkenden
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II Fachcommissionzu überweisen, Der Herr Abgeordnete Zweigert hat seinen Antrag zurück¬
gezogen. Ich darf wol ohne besondere Abstimmung feststellen,daß Sie mit diesem Vorschlage
des Herrn Landcsdirckturs einverstandensind, — Es erhebt sich kein Widerspruch, Damit ist der
Gegenstand erledigt; er geht an die verstärkteII, Fachcommission.

Ehe wir in der Tagesordnungfortfahren,ertheile ich das Wort dem Herrn Ober-Präsidenten,
der eine Mittheilung machen wollte.

LaudtagscommissariusOber-Präsident Nasse: Meine Herren! Sie haben mich am Sonntag
bei der Enthüllung des schönen Denkmals hier vor dem Ständchausc beauftragt, Sr. Majestät die
Huldigung des Landtages zu Füßen zu legen.

Ich habe diesen Auftrag ausgeführt und darauf foeben folgendes Telegramm erhalten:
(Die Mitglieder erheben sich)

„Seine Majestät der Kaiser und König lassen den Vertretern der Rhcinprovinz für den
Huldigungsgruß «»läßlich der Enthüllung des dem AndenkenIhrer Majestäten des
Kaisers Wilhelm des Großen und der Kaiserin August« gewidmetenDenkmals herzlich
danken. Seine Majestät haben dem Bildhauer Tüshaus den Kroncnordcu IV. Klasse
verliehen. Auf Allerhöchsten Befehl von Lucanus."

VorsitzenderBecker: Dann fahren wir in unserer Tagesordnung fort und kommen zum
Etat der Provinzial-Iirencinstalten vom 1. April 189? bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLucg, dem ich das Wort gebe,
BerichterstatterAbgeordneterCarl Lueg: Meine Herren! Ich nehme an, daß der vorliegende

Etat ebenso wie in früheren Sessionen auch der II. Fachcommissionüberwiesenwerden wird, und
b« der sehr vorgeschrittenenZeit nehme ich weiter an, daß Sie absolut kein Interesse haben, hier
"n großes Zahlcmnaterial anzuhören, was doch ohne Weiteres nicht verstanden werden kann,
(Bravo!) und ich nehme umsomehr an, daß Sie auf ein näheres Eingehen des vorliegenden Etats
sichten, da ich Ihnen Interessantes über die Irrenanstalten, nachdem so ausreichendeVorträge
über diese Anstalten vorhergegangen sind, nicht bieten kann, deshalb möchte ich mich darauf
beschränken, Ihnen vorzuschlagen,diesen Etat der II. Fachcommissionznr Prüfung und Bericht-
«stattung zu überweisen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung.
Meine Herren! Sie werden damit einverstandensein, daß auch dieser Gegenstand an die

^Harkte II. Fachcommissiongeht. — Widerspruchwird nicht laut. Ich stelle das fest.

Dann kommenwir zum letzten Gegenstand unserer Tagesordnung:
Etat für die erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom
11. Juli 1891 für die Etatjahre vom 1. April 1897 bis 31. März 1899.

Berichterstatter ist Herr Graf Beissel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich will

'" Anbetrachtder vorgerücktenZeit Sie mich nicht lange mit Worten belästigen.Ich schließe mich
Anz dem eben von meinem Herrn Vorredner gestellten Antrage an und bitte Sie, auch diesen

nt der u. Fachcommissionzu überweisen.(Bravo!)
w Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich Niemand zum Wort. Ich schließe die
"«Handlung und darf wohl ohne Abstimmung feststellen, daß Sie auch mit der Verweisung dieses

egenstandesan die verstärkteII. Fachcommissioneinverstandensind.

12



90 40. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 9. März 1897.

Meine Herren! Es werden also — ich wiederhole das nochmals — nach Schluß der
Verhandlungen sofort die Abtheilungen zusammentreten. Es werden also zweifache Wahlen zu
thätigen sein, erstens für die Viehvcrsicherungscommission und zweitens von 5 Mitgliedern für die
zu verstärkendeII. Fachcommission. Die gewählten Mitglieder jeder Commissionwerden, nachdem
die Abtheilungen ihre Geschäfteerledigt haben, in den von mir bezeichneten Zimmern XXII und
XX zusammentreten. Die II. Fachcommissionwird dann morgen früh wegen der Fischcrcivorlagc
zusammentreten.

Meine Herren! Nun kommenwir zur Tagesordnung für die Sitzung am Freitag Nach¬
mittag — Mittwoch und Donnerstag sind nach Ihrem Beschlusse für die Arbeiten der Commissionen
frei zu lassen. — Wir werden die nächste Sitzung Freitag Nachmittag halten, und ich beabsichtige,
mit Ihrer Zustimmung die Sitzung ans 4 Uhr anzuberaumen. Für die Tagesordnung erlaube ich
mir folgende Vorschlägezu machen:

1. Etat über die Kosten der Unterbringung verwahrloster Kinder.
2. Etat des Polizeistrafgclderfonds.
3. Etat der Provinzial-Taubstummcnanstaltcn.
4. Etat der Provinzial-Vlindeuaustalt.
5. Bericht und Antrag des Provinzialausschnssesauf Erlaß der Rückzahlung des der

Kolonie Wilhelmsdorf gewährten Darlchns von 10 000 Mark. Nr. 14 der Drucksachen.
Ferner Bericht und Antrag, betreffend die Wahl von bürgerlichenMitgliedern und Stell¬

vertretern der Ober-Ersatzcommissionen.
Ferner Etat des Provinziallandtages, des Provinzinlausschusses und der Ccntral-

vciwaltnngsbchördc, in Verbindung damit die Vorlage des Provinzinlausschusses zu Titel III
Nr. 2 der Ausgaben dieses Etats — Nr. 3 der Drucksachen — das wird die veränderte Orga¬
nisation der Verwaltung sein. (LandesdircktorDr. Klein: Ja!)

Dann Etat der Landcsbank.
Sodann die Herabsetzung des Zinsfußes der III. und IV. Emission von Rheinprovinz-

Anleihcfcheincn von 4«/« auf 3'/««/« und endlich
Bericht über den Vcrmügensstand des Provinzialvcrbanocs.
Gegen diese Tagesordnung werden Bedenke» nicht laut. Ich möchte dann mich nur von

Ihnen ermächtigenlassen, meine Herren, falls bis dahin noch Gegenstände in den Commissionen
fertig gestellt werden, die zweckmäßigerWeise auch noch auf die Tagesordnung gesetzt werden
könnten, das, wenn es für zweckmäßigerachtet wird, zu thun. — Auch hiergegen wird kein
Bedenken laut. Danu halte ich mich dazu für ermächtigt.

Endlich, meine Herren, hat noch der Herr Abgeordnete Fricdcrichs vor dem Schluß der
Sitzung das Wort zu einer kurzen Mittheilung erbeten.

Abgeordneter Friederichs: Als Vorsitzenderder II. Fachcommissionwollte ich den zu
erwartenden 5 neuen Mitgliedern mittheilen, daß ich die sie interessirendc Vorlage, also Nr. Ü
der Vorlagen, am Donnerstag auf die Tagesordnung zu setzen gedenke. Für morgen steht das
Fischereigcsetzauf der Tagesordnung der II. Fachcommission. Um 10 Uhr morgen früh tritt
dieselbe zusammen.

VorsitzenderBecker: Sonst meldet sich Niemand zum Wort. Danu schließe ich die Sitzung-

Schluß nach 3'/« Uhr.
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